Jahrgang VII Nr. 17 Oer 1. Geptemberheft 1927 


ae 


mitteilungen der Aus dem Inhalt: Dor der Septembertagung des völkerbundes; Ober- In Rommilfion: 
Reichszentrale für Heimatdienſt tegierungsrat Dr. Burgdörfer, Die gewerbliche Betriebszählung | Zentralverlag b. E. Berlin W 35 
Nachdruck lämtlicher Beiträge von 1925; Junkers Arbeit; Die floweniſche Rulturautono omie; | halbjabrlich 2,50 Wen 7 Jährlich s. — Mark 
9 7 d trag. Eriheint zweimal m tlid 
nur mit Quellenangabe geltattet Deutſche in der Slowakei; Deutſch⸗japaniſcher Handelsvertrag un: poima = nn 


HA 7 a 


1 7 3) 
2. % % |A 
; TER 


zei DA te 


un. D 


Ben ® 8 75 BEE 
\ à Es R Å 5 CE 
ca. cl Ps Kraftmaschnerlesting z.Äntrieb V. NER NEA * 


— ca 784 U ll. Beschäftigte = 


Der Heimatdienft 


Bor der Gepiembertagung des Völkerbundes. 


Die diplomatiſch⸗politiſchen Sommerferien gehen ihrem Ende 
entgegen und mit dem Beginn der Tagung des Dölferbundsrates am 
1. September und der Dölferbundsverfammlung am 5. September 
wird das Spiel der großen Politik, das ja auch in den Sommer⸗ 
monaten keineswegs unterbrochen worden iſt, wieder lebhafter ein⸗ 
ſetzen. Man wird deshalb mit Nutzen einen Blick auf die Ent⸗ 
wicklung der letzten Monate zurückwerfen und ſich darüber klarzu⸗ 
werden verſuchen. 


J. Die Genfer Seeabrüſtungskonferenz. 


Die Dreimächtekonferenz „zur Ausdehnung der Rüſtungs⸗ 
beſchränkung zur See“, die faſt ſieben Wochen lang, vom 20. Juni 
bis 4. Auguſt, auf Einladung des amerikaniſchen Präſidenten 
Coolidge zwiſchen den Vereinigten Staaten, England und Japan in 
der Stadt des Völkerbundes tagte, hat mit einem vollen Fiasko ge⸗ 
endet, demgegenüber der Ausgang der bisherigen Abrüſtungs⸗ 
konferenzen des Völkerbundes geradezu in roſiger Beleuchtung er⸗ 
ſcheinen muß. $ 

Der Einberufung dieſer Dreimächtekonferenz lag der vielleicht zu 
einfache Gedanke zugrunde, den auf der Washingtoner Seeabrüſtungs⸗ 
konferenz von 1922 für die großen Schiffseinheiten von Amerika, 
England und Japan erreichten Koeffizienten 5:5:3 nunmehr auch 
auf die ſogenannten Hilfsſchiffe wie mittlere und kleine Kreuzer, 
Torpedo- und U-Boote auszudehnen, Mit anderen Worten, Amerika 
wollte zur See energiſch abrüſten und das maritime Wettrennen in 
Zukunft mit vereiteln helfen, wenn die auf der Washingtoner Kon⸗ 
ferenz von 1922 für Großkampfſchiffe vereinbarte Parität auch für 
kleinere Schiffsgattungen durchgeſetzt werden könnte. Die Tatſache, 
daß die ſchon in Waſhington erreichte Gleichberechtigung der Der- 
einigten Staaten mit England für die ganze Flotte zur Geltung ge⸗ 
bracht werden ſollte, mußte der engliſchen Diplomatie freilich allzu 
deutlich vor Augen führen, wer von den beiden angelſächſiſchen See⸗ 
mächten als Sieger des Weltkrieges zu betrachten iſt. Wagte es doch 
ſeit Napoleons Seiten zum erſtenmal eine Großmacht, England die 
unumſchränkte Seeherrſchaft ſtreitig zu machen. Hiergegen mußte 
England aus einfachſtem Selbfterhaltungstrieb vorbauen, und dies 
hätte Coolidge bedenken müſſen, als er das Werk von Waſhington in 
Genf zu Ende führen wollte. Da er den Bogen überſpannte, mußte 
er das Spiel gegen England verlieren. Leider mußte er aber auch 
dem Abrüſtungsgedanken ungewollt Schaden zufügen, da die Feinde 
der Abrüſtung in aller Welt und die Rüſtungsinduſtrie Amerikas, die 
nunmehr vorerſt das Wort hat, aus der Entwicklung die letzten 
Konfequenzen zu ziehen bereit fein werden. 

Auch dieſer bedauerliche Ausgang der Dreimächtekonferenz, bei 
der es bezeichnend ift, daß Japan als Vermittler bis zuletzt das Un- 
heil abzuwenden ſuchte, wird freilich über kurz oder lang zu neuen 
Einigungsbeſtrebungen führen müſſen. Dabei wird amerikaniſcher⸗ 
feits eine beſſere Vorbereitung und größere Rüdfichtnahme auf eng- 
liſche Lebensbedürfniſſe notwendig ſein und nicht einfach die Parität 
der Geſamttonnage bei beliebiger Ausnutzung für die einzelnen 
Schiffstypen gefordert werden dürfen. Denn in der Tat iſt es für 
England wenigſtens bei ſeiner jetzigen Weltſtellung unerträglich, 
wenn den Vereinigten Staaten z. B. die gleiche Kreuzerrüftung 
en bloc zugebilligt würde, obwohl England mehr als viermal ſoviel 
Flächenraum in aller Welt zu ſchützen hat als Amerika. England 
wiederum wird bei neuerlichen Verſuchen einer Verſtändigung über 
die Seeabrüſtung nicht auf der Parität der Höchſtgrenze für die 
Kreuzertonnage beſtehen und dabei Amerika den Bau großer Kreuzer, 
den England nicht mehr nötig hat, nicht einfach unterſagen, den Bau 
kleiner Kreuzer aber geſtatten dürfen, obwohl Amerika deren bei 
weitem nicht in dem Maße wie England bedarf. Natürlich ver⸗ 
zichtet Amerika gern auf eine Parität im Bau dieſer kleineren 
Kreuzer, die nur England zum Schutze ſeiner Verbindungswege 
dringend gebraucht, und die es darum nach bekannten franzöſiſchen 
Rezepten nicht zur been ſondern zur defenſiven Waffe gerechnet 
wijfen will! Statt deſſen fühlt fih Amerika angefichts der fünf- 
fachen überlegenen engliſchen Handelsflotte, die im Kriegsfalle ſofort 
zu Kriegszwecken verwandt werden kann, von England wieder dis- 
paritätiſch behandelt, weshalb es ſeinerſeits den engliſchen Ureuzer⸗ 
plänen Widerſtand entgegenſetzen mußte. 

Die vorläufigen Folgen der geſcheiterten Seeabrüſtung erſcheinen 
trübe genug. Am verhängnisvollſten iſt vielleicht angeſichts unſerer 
abgerüſteten Stellung in der Welt die Diskreditierung des Ab⸗ 
rüſtungsgedankens, die auch auf die Abrüftungspläne des Dölter- 
bundes inſofern zurückwirken muß, als die Skeptiker und Spötter 
dieſen Abrüſtungsplänen unter Hinweis auf die Dreimächtekonferenz 
neue Hinderniſſe bereiten werden. Überdies wird nun England feine 
auf der Dreimächtekonferenz erfolgreich angemeldete maritime 
„Sicherheit“ durch Verſprechungen an Frankreich hinſichtlich deffen 
feſtländiſcher Sicherheit zu erkaufen bemüht ſein. So dürfte der 
Ausgang der Genfer Beſprechungen auch die Entwicklung der 
nächſten Abrüſtungskonferenz des Völkerbundes ungünſtig beein- 
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fluffen, da der im Schoße des Völkerbundes zutage getretene fran ⸗ 
zöſiſch⸗angelſächſiſche Gegenſatz in der Abrüſtungsfrage engliſcher 
feits nun unerwartet rajh überbrückt werden kann. Das bevor ⸗ 
ſtehende Wettrüſten zur See, das freilich bei aller engliſchen Ent- 
ſchloſſenheit zur Aufrechterbaltung feiner maritimen Dorherrſchaft 
ſeine Grenze finden wird in der engliſchen Leiſtungsfähigkeit, die 
den Vergleich mit der amerikaniſchen eben nicht auszuhalten vermag, 
birgt außerdem mancherlei Zukunftsgefahren in ſich: für den 
Frieden überhaupt wegen der davon zu erwartenden Entfremdung 
zwiſchen England und Amerika, für die franzöſiſchen Landrüſtungs⸗ 
fanatiker, die dieſes maritime Wettrüſten zum Vorbild und als Kom- 
penſation werden verwenden wollen, nicht zuletzt für die Finanzen 
Europas, die bei der allgemeinen wirtſchaftlichen Verflechtung durch 
engliſches Wettrüſten in ſchwerſte Mitleidenſchaft gezogen werden 
müßten. Sollte ſich nämlich Amerika zu energiſcher Seerüſtung ent- 
ſchließen und infolge dieſes Entſchluſſes, wie einſt England zur 
splendid isolation zurüdfehrend, von Europa abwenden, fo würde 
dies mit Sicherheit zur Folge haben, daß die alliierten Schuldner 
Amerikas dann ernſthaft an die Fahlung ihrer Verbindlichkeiten er» 
innert werden. Das aber würde ſich wiederum deutſcherſeits 
empfindlich bemerkbar machen bei den Forderungen aus dem Dawes- 
Abkommen, deffen Reviſionsbedürfnis dann ebenfalls leicht zu den 
Opfern der Abrüſtung gehören könnte. 

Infolgedeſſen wird man, wenn auch ohne Berechtigung zu 
ſolchem Gptimismus, die von dem japaniſchen Admiral Saitos 
und von dem Genfer Schlußprotokoll zum Ausdruck gebrachte 
Hoffnung nachſprechen müſſen, daß die Signatarmächte von 
Mafhington nicht erft im Auguſt 1951 zu erneuter Erörterung der 
Seeabrüftung zufammentreten möchten, daß vielmehr die Regierungen 
mit den in Genf erkannten Problemen ſich weiter befaſſen werden, 
ſtatt Schiffsbauprogramme aufzustellen und durchzuführen. Und 
ebenſo wird Deutſchland in Erwägung der von einer anglo- 
amerikaniſchen Entfremdung drohenden Gefahren für die allgemeine 
europäiſche Derftändigung den Schlußworten des Erſten Lords der 
britiſchen Admiralität Bridgeman nur Erfüllung wünſchen können: 
daß das Scheitern des Verſuches um die Findung einer Abrüftungs- 
formel noch kein Unglück zu bedeuten braucht, ſolange England und 
Amerika am Willen zum Frieden feſthalten. 


II. Das deutſch⸗franzöſiſche Wirtſchaftsabkommen. 


Keine Handelsvertragsverhandlungen der Dor- und Nachkriegs· 
zeit in irgendeinem Lande haben auch nur annähernd ſolche 
Schwierigkeiten verſchiedenſter Art zu überwinden gehabt wie die 
am 17. d. M. zu einem erfreulichen Ende geführten Verhandlungen 
mit Frankreich über den Abſchluß eines möglichſt umfaſſenden und 
langfriftigen Handelvertrags. Die feit Oktober 1924 im Gange 
befindlichen Verhandlungen ſind immer wieder und wieder durch 
politiſche und ökonomiſche Zemmniſſe verzögert oder unterbrochen 
worden und konnten nur allmählich und etappenweiſe zu dem 
heutigen Ergebnis geführt werden. Die Schwierigkeiten der Wirt- 
ſchaftslage in beiden Ländern, der Mangel an Erfahrungen mit 
Frankreich auf handelsvertraglichem Gebiete, da wir vor dem 
Kriege keinen Handelsvertrag mit Frankreich gehabt haben, die aus 
dem Vertrage von Derfailles entſtandenen territorialen Der- 
ſchiebungen zwiſchen beiden Ländern, die Derjchiedenheit! der 
handelspolitiſchen Syſteme und Auffaſſungen, das ſtarke Hinein 
ſpielen politifch-militärifcher Momente auf franzöſiſcher Seite, das 
Fehlen eines neuen Solltarifes in Frankreich, Kabinetts wechſel, 
kurz, eine bunte Fülle von Hinderniſſen machten diefe Handels- 
vertragsverhandlungen zu einem Hürdenrennen allererſter Ordnung. 
Don kurzfriſtiger Teillöſung zu Teillöfung ging der Weg; ins- 
geſamt hat man 8 Proviſorien abgeſchloſſen. Davon waren 
die bedeutungsvollſten das allgemeine Handelsabkommen vom 
5. Auguſt 1926 und in Derbindung damit die beiden Saarabkommen 
vom 5. Auguſt und 6. November des gleichen Jahres. Dieſes 
Auguſtabkommen iſt dann bis zum 50. Juni 1927 in Kraft ges 
Foren: Da bis zu dieſem Zeitpunkte eine Einigung über eine um- 
faſſende Regelung der beiderſeitigen Wirtſchaftsbeziegungen nicht zu 
erzielen geweſen war, trat bekanntlich der vertragloſe Fuſtand ein, 
mit der Einſchränkung, daß die Saarabkommen ab 15. Juli wieder 
wirkſam gemacht wurden. Nach einem wochenlangen Tage und 
Nächte in Anſpruch nehmenden Schlußringen, das an die körper⸗ 
lichen und geiſtigen Kräfte, namentlich der deutſchen Unterhändler, 
die denkbar größten Anforderungen ſtellte, hat nunmehr am 
17. Auguſt, morgens 8.55 Uhr, die beiderſeitige Unterzeichnung des 
Vertragswerks erfolgen können. 

Das Abkommen enthält 48 Paragraphen und befteht in der 
Hauptſache aus dem eigentlichen Vertragstext, ſechs Liſtenanlagen 
und dem Unterzeichnungsprotokoll. Normal kündbar iſt das 
kommen erſtmalig am 1. April 1929 zum 50. Juni 1929. Es wird 
demnach vom Tage des Inkrafttretens, dem 6. September, rund 
22 Monate gelten, ein Zeitraum, der eine ſtabile und ruhige Ent- 
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wicklung der beiderſeitigen Wirtſchaftsbeziehungen ermöglicht. Dar⸗ 
über hinaus wird man aber mit ziemlicher Wahrſcheinlichkeit noch 


mit einer Weitergeltung dieſes Abkommens über den 30. Juni 


hinaus rechnen können, jo daß tatſächlich das gegenwärtige Handels- 
abkommen ſehr nahe an einen endgültigen Handelsvertrag heran- 
reicht. Neben der ordentlichen Kündigungsmöglichkeit iſt aber auch 
eine außerordentliche vorgeſehen, von der Frankreich Gebrauch 
machen könnte, wenn es während der Laufzeit des Abkommens 
den heute noch nicht vorhandenen, geplanten neuen Hollterif fertig⸗ 
ſtellen würde. Nach Lage der Dinge erſcheint es aber ſehr wenig 
wahrſcheinlich, daß der Fall vorzeitiger Kündigung eintreten wird. 
Im übrigen ift diefe außerordentliche Kündigungsmöglichkeit 
e ſo daß auch Deutſchland eine vorzeitige Kündigung 
möglich iſt. 

dat iſt das Vertragswerk auf dem Grundſatze der 
Meiſtbegünſtigung, die zwar inſofern keine uneingeſchränkte ift, 
als die hierfür in Frage kommenden Waren bzw. Holltarifpofitionen 
liſtenmäßig feſtgelegt ſind. Die deutſche Warenausfuhr nach Frank⸗ 
reich wird nach drei Liſten geregelt: Liſte A führt die Waren auf, für 
die Deutſchland die gegenwärtig geltenden niedrigſten franzöſiſchen 
Sollſätze erhält; die Lifte B, die den Hauptteil der deutſchen Waren- 
ausfuhr nach Frankreich betrifft, gibt. die Waren an, für welche 
die franzöſiſchen Follſätze feft gebunden werden; und eine Liſte C 
endlich enthält eine geringe Reihe von Waren, für die beſondere 
Swiſchenſätze gelten follen, eine unterſchiedliche Behandlung, die 
Deutſchland mit andern Ländern teilt. Es ift beſtimmt, daß mit 
dem 19. Dezember 1928 ſämtliche Diskriminationen, die hinſichtlich 
der Wareneinfuhr noch vorhanden ſind, fortfallen. Gegenüber dem 
Auguſtabkommen vom Jahre 1926, das nur für etwa 20 v. H. der 
deutſchen Auslandintereſſen eine Regelung traf, bedeutet das neue 
Abkommen eine ganz erheblich weitergehende Einbeziehung der 
deutſchen Waren. Außer im Warenabſatz iſt Deutſchland auch auf 
dem Gebiete der konſulariſchen Vertretung, der Niederlaſſung, der 
Schiffahrt uſw. meiſtbegünſtigt. Eine Sonderregelung beſteht für 
Marokko, um die in den letzten Tagen vor dem Abſchluß am 
heißeſten gekämpft worden iſt, und an der das Abkommen zu 
ſcheitern drohte. Bier haben wir für den Waren- und Sciffs- 
verkehr völlige Meiſtbegünſtigung erreicht. Nicht dagegen iſt uns, auch 
nicht formell, das Recht der Niederlaſſung in Marokko zugeſtanden 
worden. Man wird diefe Regelung ſehr bedauern müſſen, wenn 
auch gegenwärtig eine anderweitige Abmachung nicht zu erzielen 
war; aber zu fordern bleibt, daß zu einem ſpäteren, geeigneteren 
Seitpunkt dieſe Einſchränkung ausgeräumt wird, da ſie ſich mit 
dem Grundſatz der Gleichſtellung Deutſchlands mit andern Nationen 
nicht verträgt. Auch bezüglich Indochinas ſind die Dinge noch in 
suspenso. Bier wird unſer Meiſtbegünſtigungsrecht erſt nach Ab⸗ 
ſchluß des in Dorbereitung befindlichen franzöſiſch - japanifchen 
Handels vertrages effettiv werden. 

Sehr erfreulich dagegen iſt, daß Frankreich nun gleich anderen 
Verſailler Dertragsftaaten auf den im Teil VIII, Anlage II des 
D.v. D., fih findenden § Is verzichtet, der den Dertragsftaaten 
die Möglichkeit wirtſchaftlicher Zwangsmaßnahmen, z. B. Beſchlag⸗ 
nahme deutſchen Eigentums im Falle vorſätzlicher Nichterfüllung 
der Reparationsverpflichtungen gibt. 

Die ſehr umſtrittene Frage der Regelung der franzöfifchen 
Weineinfuhr nach Deutſchland ift fo gelöſt worden, daß Frankreich 
jährlich insgeſamt bis zu 360000 dz Wein bei uns einführen 
kann, d. h. man hat eine Höchſtmenge der Weineinfuhr feſtgeſetzt. 
Macht Frankreich von ſeinem obenerwähnten außerordentlichen 
Kündigungsrecht Gebrauch, ſo wird das Kontingent um die bereits 
abgelaufene Dertragszeit gekürzt. 

Das Gejamturteil über das Abkommen kann man dahin zu- 
ſammenfaſſen, daß es in einzelnen weſentlichen Punkten noch 
durchaus ausbaudürftig iſt, daß es aber in ſehr weitgehendem 
Maße den deutſchen Ausfuhrnotwendigkeiten Rechnung trägt. Eine 
fortſchreitende Verſtärkung des deutſch⸗franzöſiſchen Wirtſchafts⸗ 
verkehrs wird die wirtſchaftlich günftige olge des Abkommens 
fein. Hand in Hand mit einer ſolchen muß und wird aber auch 
eine zunehmende Entſpannung auf politiſchem Gebiete eintreten, 
eine Folgewirkung, die weit über die beiderſeitigen Landesgrenzen 
hinausgeht und dem Abkommen weltpolitiſche Bedeutung gibt. 


I. Am die Räumung. 


Die Gegner der Abrüftung find in Frankreich in der letzten Zeit 
außerordentlich rührig geweſen. Bekanntlich wartet Deutſchland noch 
immer auf eine der wichtigſten Rückwirkungen“ des Vertrags von 
Locarno, nämlich auf die Verminderung der Beſatzungstruppen. Es 
ſpricht manches dafür, daß den deutſchen Wünſchen, in welchem Aus⸗ 
maß, iſt freilich noch völlig dunkel, nun doch endlich entſprochen wer⸗ 
den foll. Der franzöſiſche Miniſterrat hat einen derartigen Beſchluß 

efaßt, die Höhe des aus dem Rheinland zurückzuziehenden Truppen⸗ 
ontingents aber noch nicht feſtgeſetzt. Die Gegner der deutſch⸗ 
franzöſiſchen Derftändigung haben deshalb einen Bieneneifer ent- 
wickelt, um jedes Zugeftändnis in der Rheinlandfrage zu hinter⸗ 
treiben oder doch mindeſtens dafür zu ſorgen, daß es ſo winzig als 
möglich ausfällt. Man verfuhr dabei nach einem in den Math- 


kriegsjahren immer und immer wieder angewandten Rezept: Man 
malte die Gefahr der deutſchen Revanche, der bedrohten franzöſiſchen 
Sicherheit, der militäriſchen Vorbereitungen in Deutſchland mit den 
grellſten Farben an die Wand. Es ging Schlag auf Schlag. Der 
belgiſche Kriegsminiſter de Broqueville ſtellte phantaſtiſche Be- 
hauptungen über die deutſchen Rüſtungen, über den Erſatz bei der 
Reichswehr uſw. auf und wollte beweiſen, daß Deutſchland eine 
Art Krümperſyſtem anwende. Als die deutſche Regierung fih an die 
belgiſche wandte und Herrn de Broqueville aufforderte, ſeine Beweiſe 
auf den Tiſch zu legen, verſchanzte dieſer ſich hinter dem Geheimnis 
ſeiner Quellen, das er nicht lüften dürfe. Bald darauf veröffentlichte 
Prof. Förſter in der in Wiesbaden erſcheinenden Zeitjchrift „Menſch⸗ 
heit“ in ſenſationeller Form „Enthüllungen“ über angebliche 
deutſche Rüſtungen und Pläne, die Reichswehr umzugeſtalten und 
in Deutſchland wieder eine Art Wehrpflicht einzuführen. Auch dieſer 
Ente wurden von der deutſchen Regierung ſofort energiſch die 
Flügel beſchnitten. Das hat ſie aber nicht gehindert, im franzöſiſchen 
und belgiſchen Blätterwald aufgeregt hin und her zu flattern. 
Proſaiſch ausgedrückt, die Verleumdungen der „Menſchheit“, anders 
kann man es nicht nennen, wurden von der ganzen franzöſiſchen 
und belgiſchen Preſſe mit größter Ausführlichkeit abgedruckt, wie das 
Evangelium geglaubt und gaben Stoff zu zahlloſen Leitartikeln, 
hauptſächlich natürlich in der Nechtspreffe, aber auch Linksblätter 
nahmen ſie teilweiſe ernſt, und nur einige der franzöſiſchen Links⸗ 
zeitungen waren unvoreingenommen genug, nicht darauf herein- 
zufallen. Sonſt aber ſah die franzöſiſche und belgiſche Preſſe in den 
Behauptungen der „Menſchheit“ einen ſchlüſſigen Beweis für ge- 
waltige deutſche Kriegs vorbereitungen. 

Faſt gleichzeitig mit der „Menſchheit“ veröffentlichte eine fran⸗ 
zöſiſche Zeitſchrift einen Bericht des Oberbefehlshabers der franz. 
Rheinarmee, des Generals Guillaumat, an das franz. Kriegs- 
miniſterium, von dem ſich nachher herausſtellte, daß er tatfächlich echt 
war, allerdings ſchon aus dem Februar d. J. ſtammte. In dieſem 
Bericht war ebenfalls ausführlich von angeblichen ſyſtematiſchen 
deutſchen Kriegs vorbereitungen, beſonders im Rheinland, die Rede. 
Die Tatſache, daß dort neue Brücken, Straßen und Flugplätze ge⸗ 
baut werden, daß neue Autobuslinien errichtet werden uſw., kurzum, 
daß dem Bedürfniſſe des modernen Verkehrs von den Behörden Reth- 
nung getragen wird, wurde von dem franz. General als Beweis 
deutſcher Kriegsvorbereitung hingeſtellt! Man ift ja in dieſer Hin- 
ſicht von unſerm weſtlichen Nachbarn alles mögliche gewöhnt. Daß 
aber ein franz. General und Armeetommandant eine derartig nach 
Angſtpſychoſe ausſehende Argumentation entwickeln könnte, hätte 
man doch nicht für möglich gehalten. Allerdings darf man vielleicht 
daran zweifeln, daß all das, was man von franz. Seite über angeb⸗ 
liche deutſche Rüftungen immer wieder behauptet, von den Urhebern 
dieſer Behauptungen ſelbſt geglaubt wird. Vielleicht iſt der Bericht 
des Generals Guillaumat fo zu werten. Wie aus dem Schluß⸗ 
paſſus des Berichts hervorgeht, wollte der General damit das Ent- 
gegenkommen gegenüber Deutſchland an ſich bekämpfen, und ſo iſt 
die ganze Kampagne der letzten Wochen zu beurteilen. Es iſt die 
Politik des Generalſtabs, der Militärs, des franzöſiſchen Natio⸗ 
nalismus, die mit dem Inſtrument des Derfailler Vertrages Deutſch⸗ 
land auf alle Ewigkeit knebeln möchte. 

In dieſem Zuſammenhang ift wohl auch der Austritt des 
franzöſ. Senators Henry de Jouvenel aus der franzöſ. Völkerbunds⸗ 
delegation zu betrachten. De Jouvenel, der ſeit mehreren Jahren 
regelmäßig Mitglied der franzöſ. Dölferbundsdelegation geweſen iſt, 
hat in einem Brief an Briand auf weitere Teilnahme daran ver⸗ 
zichtet, und zwar mit der Begründung, daß er mit Frankreichs 
Politik im Völkerbund nicht übereinſtimme. In einem Artikel des 
„Matin“ hat Jouvenel ſeine Gründe dann noch etwas ausführlicher 
entwickelt. Er betonte, daß Frankreich in den letzten Jahren vielfach 
dazu beigetragen habe, den Dölkerbund bei der Entſcheidung der 
wirklich wichtigen internationalen Fragen auszuſchalten. Er, 
de Jouvenel, fei vielmehr dafür, daß der Völkerbund diefe Frage 
entſcheide, und daß nicht, wie das bisher ſehr oft der Fall geweſen 
fei, fih die europäifchen Großmächte außerhalb des Völkerbunds zu- 
ſammenſetzten und die wichtigen Fragen unter ſich zur Entſcheidung 
brächten. Frankreichs Aufgabe ſei es, innerhalb des Völkerbundes 
als Führerin der kleineren europäiſchen Mächte in europäiſcher 
Politik entſcheidend zu wirken. Man hat dieſe Stellungnahme 
de Jouvenels ſehr verſchieden interpretiert und perſönliche Motive 
in erſter Linie dahinter geſucht. Mag ſein, daß der ſehr ehrgeizige 
de Jouvenel nicht damit zufrieden war, der vierte von Frankreichs 
Delegierten bei den Genfer Derfammlungen zu fein. Aber in der 
Bauptfache richtet ſich fein Proteſt gegen Briands Konzeption der 
europäiſchen Politik. De Jouvenel möchte, daß Frankreich mit feinen 
Bundesgenoſſen zuſammen, alfo mit Belgien, Polen, der Tjchecho- 
ſlowakei und der kleinen Entente, innerhalb des Dölferbunds einen 
Block bildet, der europäiſche Fragen nicht in Beſprechungen der 
Außenminiſter der Großmächte, ſondern vor dem Völkerbund zur 
Entſcheidung bringt, weil er hofft, daß Frankreichs Poſition dann 
ſtärker fein wird. Jouvenel ift alfo ganz offenbar für eine Wieder- 
belebung der franz. Bündnis- und Hegemoniepolitik im Stile der 
erſten Nachkriesjahre. Der ehrgeizige Mann nimmt wohl an, daß 


275 


Der Heimatdienft 


der Nationalismus in Frankreich wieder ſtärker wird, bei den 
nächſten Wahlen vielleicht gar triumphiert, und will ſich für eine 
entſprechende Regierungskombination eine Plattform ſchaffen. Aber 
vielleicht rechnet er damit ebenſo falſch wie im Frühjahr 1924, als 
er dem damaligen zweiten Kabinett Poincaré beitrat, das dann durch 


den Ausfall der Wahl nach links über den Haufen geworfen wurde. 
Schließlich iſt Paris doch nicht Frankreich, und die Hetzereien der 
Pariſer Preſſe ſind nicht immer ausſchlaggebend für die Stimmung 
des franz. Volkes. Sonſt müßte man allerdings an der Möglichkeit 
einer Perſtändigung mit Frankreich zuweilen ernſthaft zweifeln. — 


Ergebniſſe der gewerblichen Betriebszählung von 1925. 


Don OGberregierungsrat Dr. F. Burgdörfer, Mitglied des Statiſtiſchen Reichsamts. 


Die ebenſo umfangreichen wie komplizierten Aufbereitungs- 
arbeiten der großen Volks-, Berufs- und Betriebszählung von 1925 
find jest in allen as 5 ſtatiſtiſchen Amtern ſoweit gediehen, 
daß die bisher vorliegenden Teilergebniſſe, welche das ee Ed 
Reihsamt — entſprechend dem Fortgang der Arbeiten bei ben 
Ben Amtern — feit Mitte vorigen Jahres in feiner Zeitſchrift 
„Wirtſchaft und Statiftit“ fortlaufend veröffentlicht, ſich mehr und 
mehr zu einem ſtatiſtiſchen Geſamtbild unſerer Volks- 
wirt ſchaft runden. Am weiteſten fortgeſchritten ijt — abgeſehen 
von der Volkszählung, deren Hauptergebniſſe bereits im Sommer 
1925 und Frühjahr 1926 in größeren Sonberbarftellungen des 
Statiſtiſchen Reichsamts veröffentlicht wurden — ) die Bearbeitung 
der gewerblichen Betriebszählung deren Hauptergebniſſe 
das Statiſtiſche Reichsamt in Heft 4 des laufenden Jahrgangs von 
„Wirtſchaft und Statiſtir“ veröffentlicht hat. 


J: 

Die gewerbliche Betriebszählung, die in organifcher Derbindung 
mit der gleichzeitigen Volkszählung, der Berufszählung und der 
landwirtſchaftlichen Betriebszählung durchgeführt worden iſt,!) um- 
faßt das „Gewerbe“ im weiteſten Sinn 
des Wortes, alſo nicht nur Induſtrie 


Sieht man von den Abteilungen A, D und E als den Randgebieten 
des Gewerbebegriffs ab, ſo ergibt ſich bezüglich des zahlenmäßigen 
Verhältniſſes zwiſchen den bei den Hauptabteilungen, daß auf je 
fünf Induſtrie⸗ und Handwerfsbetriebe etwa fünf Handels- und Der- 
kehrsbetriebe und auf je zwei in der gewerblichen Produktion be⸗ 
re Perfonen durchſchnittlich einen in Handel und Verkehr treffen. 
ie Motorenleiſtung entfällt, ſoweit es ſich um Kraftmaſchinen zum 
Antrieb von Arbeitsmaſchinen handelt, faſt ausſchließlich auf Jn- 
duſtrie und Handwerk (18,1 Millionen PS gegen 1,1 Millionen PS in 
Handel und Verkehr), ſoweit es fih um die Leiſtung der Kraftfahr- 
zeuge aller Art handelt — als ſolche gelten im Sinne der Zählung 
alle motoriſch getriebenen Fahrzeuge insbeſondere auch Lokomotiven, 
Dampſſchiffe uſw. —, entfallen neun Zehntel, nämlich 55,1 Millton PS 
auf Abteilung C Handel und Verkehr (davon allein auf die 
Reichsbahn die ſtattliche Summe von 27,5 Millionen PS, auf 
die Schiffahrt 2,1 Millionen PS); 5,6 Millionen PS Kraftfahrzeug⸗ 
leiſtung entfallen auf die Induſtrie. 


und Handwerk, ſowie Handel und Ver- 
kehr, ſondern auch gewiſſe Randgebiete 
des Gewerbebegriffs, wie die nichtland⸗ 
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Muſik⸗ und Schauftellungsgewerbe, Ges 
fundheitswefen und die hygieniſchen 
Gewerbe. 

Im Rahmen dieſes weitgefaßten 
Gewerbebegriffs wurden am 16. Juni 
1925 im deutſchen Reich (ohne Saar- 
gebiet, das wegen ſeiner vorübergehen- 
den Loslöſung von der deutſchen Ver- 
waltung nicht in die Zählung ein⸗ 
bezogen werden konnte) gezählt: rund 
5,5 Millionen gewerbliche Betriebe mit 
18,4 Millionen beſchäftigte Perſonen, 
19,5 Mill. PS Uraftmaſchinenleiſtung 
zum Antrieb von Arbeitsmaſchinen, 
37,0 Mill. PS Leiſtung der verwendeten 
(Land-, Waſſer⸗ und Luft⸗) Fahrzeuge 
aller Art. 

Dieſe Zahlen vermitteln einen N 
anſchaulichen Geſamteindruck vom Um- 2 849 6 
fang und der Bedeutung des Ges andare und Handwerk 
ee Te ee: 55 
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jetzt vorliegenden Teilergebniſſen der 


gleichzeitig mit der Betriebs zählung DLO 


Entſprechend der außerordent⸗ 
Vielgeſtaltigkeit und 


Gewerbliche Gliederung! Dietfeitigkeit unſeres deutſchen Ge- 


werbelebens ſind in der erwähnten 
amtlichen Veröffentlichung die fünf 
Gewerbeabteilungen in rund 700 ein- 


EN nachder gewerbl. Betriebs- zelne Poſitionen unterteilt und für 
Ex zählung von 1925 


jede Gewerbeart und kklaſſe die 
wichtigſten Ergebniſſe der gewerb- 


LB personen lichen Betriebs zählung einzeln nad» 


5 wieſen. Die amtliche Statiſtik bietet 
O: Betriebe = A S f 


gewiſſermaßen eine das ganze 
Reich und das ganze Gewerbe umfaſſende 
Gewerbeſchau in Zahlen. Sie 
liefert damit nach dem ungewöhnlich 
langen Zeitraum von 18 Jahren, 
523 135 der ſeit der letzten gewerblichen 
Betriebszählung (1907) verſtrichen 

iſt und der, wie keine frühere 
Fählungsperiode, angefüllt war von 
beiſpielsloſen Erſchütterungen, von 
tiefgreifenden politiſchen, wirtſchaft⸗ 
lichen, techniſchen Umwälzungen — 
endlich wieder eine zuverläſſige zahlen ⸗ 
mäßige Grundlage zur Beurteilung 
der vergleichsweiſen Bedeutung der 
einzelnen Gewerbezweige im Rahmen 
der Geſamtwirtſchaft, wie ſie für die 
kommenden Aufgaben unſerer Wirt- 
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C Nichtlandw. 
Gärtnerei, Tier- 

Handel u.Verkehr uht haihste 

(einschl. Gast-und Musik gewerb 

Schankwirtschaft) Unterricht Ge- |- 


Sue] 


durchgeführten Berufszählung iſt reich ; 
lk e Hälfte 125 geſamten Reichsbevölkerung (alfo rund 
52 Millionen) aktiv im Wirtſchaftsleben tätig. Das Gewerbe 
(in dem bei der Zählung angewendeten weiten Sinn des 
Wortes) umfaßt ſonach mit feinen 18% Millionen gewerbe- 
tätigen Perſonen rund drei Fünftel aller Erwerbs ⸗ 
tätigen der deutſchen Volkswirtſchaft. 
II. 

Gliedert man die Betriebs- und Perfonenzahlen nach den fünf 
Gewerbeabteilungen, welche. die neue deutſche Gewerbes 
ſyſtematik unterſcheidet, ſo entfallen auf 


Sewerbe abteilung 


A. Rigtiandwieticaftlice Gärtnerel, 
ei 


Tierzucht, Hochſeefiſchere in 17890 61 730 0,3 
B. Induſtrie und Handwerk leinſchl. 

5 und Baugewerbe) . | 1842913 12482442 | 67,9 
©. Handel und Verkehr (einſchl. Gaft- 

und Schankwirtſchaft )) . 1495 266 5385119 | 29,3 
D. Theater, Muſit, und Schauftellungs- 

gewerbe u jewerbl. Unterricht 16 506 101035 0, 
E. Geſundheitsweſen und hygienische 

Gewerbe so „ „ „ 82 556 360 370 2,0 


Gewerbe überhaupt 


) Bgl. meinen Aufſatz über „Ergebniſſe der Volkszählung 1925“ in „Der 
Heimatdlenft“ vom 15. Wen 7926, A. 15. 
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ſchaftspolitik von beſonderer Wichtig⸗ 
keit erſcheint. 


III. 


Die Berufs- und Betriebszählungen werden regelmäßig als 
Stichtagszählungen, d. h. als Momentaufnahmen veranſtaltet, 
ihre Ergebniſſe müſſen deshalb unter Berückſichtigung der beſonderen 
Seitverhältniſſe, unter denen fie vorgenommen wurden, gewürdigt 
werden. Die große Zählung von 1925 fiel in eine Zeit in der durch 
das Hereinſtrömen von Auslandskrediten im Gefolge des Londoner 
Abkommens uſw. das Wirtſchaftsleben eine ſtarke Belebung erfahren 
hatte, die ungefähr gerade in der Zeit der Zählung ihren Höhepunkt 
erreicht hatte. Wenigſtens konnte es ſo ſcheinen. In Wirklichkeit 
lebten wir im Zuftande einer gewiſſen, zum Teil noch von der 
Inflation her bedingten Aufblähung des Produktions- und Der- 
teilungsapparates. Erſt in der zweiten Hälfte des Jahres 1925, alſo 
nach der Zählung, kam die Stabiliſierungskriſe zur vollen Uus- 
wirkung, kamen die Rationalifierungsbeftrebungen in größerem Um- 
fang in Gang, erfolgten zahlreiche Einſchränkungen, Umſtellungen, 
Stillegungen minderrentabler Betriebe und mit ihr zahlreiche per- 
ſonalentlaſſungen. Mitte 1925, alfo zur Seit der Zählung, hatten 
wir knapp 200 000, heute (Mitte April 1927) dagegen 1,2 Millionen 
Arbeitsloſe (Hauptunterſtützungsempfänger und Krifenfürforge- 
empfänger), wobei allerdings auch die Saiſonunterſchiede noch eine 
gewiſſe Rolle ſpielen mögen. Da von den feit dem Fählungstag neu 
ins Erwerbsleben getretenen Perſonen mindeſtens 600000 in 
Induſtrie, Handel und Verkehr unterzukommen ſuchten, bzw. unter- 
gekommen find, ergibt fih, daß heute noch immer annähernd 1 300 000 
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bis 1 400 000 Arbeiter und Angeſtellte weniger im deutſchen Gewerbe 
tätig ſind als Mitte 1925 in den Betrieben gezählt wurden. Das 
deutſche Gewerbe beſchäftigt heute nur wenig mehr Menſchen wie bei 
Kriegsausbruch im größeren Reich beſchäftigt waren. 

Dieſe Tatſache muß nicht nur bei Würdigung der Ergebniſſe der 
Zählung von 1925, ſondern auch bei ihrem Dergleich mit den 
Ergebniſſen der Betriebszählung von 1907 berückſichtigt werden. 
Dieſer Vergleich begegnet überdies auch noch gewiſſen ſtatiſtiſch⸗ 
methodiſchen Schwierigkeiten, da 1907 die gewerbliche Betriebszäglung 
noch nicht in gleichem Umfang durchgeführt worden war, wie 1925. 
Scheidet man die 1907 nicht erfaßten Gewerbezweige, das find ins- 
befondere Eiſenbahn und Poſt, auch bei der Fählung von 1925 aus, 
ſo ergibt ſich folgendes Bild: 


gewertstätige 
Perſonen 
überhaupt 


Gewerbe- 
betriebe 


barunter 
weiblich 


1907 a) früheres Reichsgebiet. . | 3 315 000 14 385 000 | 3 525 000 
b) jetziges 7 Be 2 983 000 | 13 275 000 | 3 282 000 


jetziges „ („, „ )12 412 000 | 17 053 000 | 4 565 000 


Innerhalb des heutigen Keichsgebiets (ohne Saargebiet) hat 
ſonach 
die Fahl der gewerblichen Betriebe um 429 000 oder 14,4 v. H. 
„ gewerbetätigen Perſonen „ 377800 „ 28,5 „ „ 
„ weibl. „ „ „ 1283500 „ 39, „ „ 
zugenommen. 
Was haben dieſe Zahlen zu bedeuten? Um das beurteilen zu 
können, muß man ſie zunächſt in das Licht der Bevölkerungsſtatiſtik 
rücken. 155 


Die Geſamtbevölkerung hat ſich in der gleichen Zeit 
innerhalb des heutigen Reichsgebiets 
nur um 1s v. H. erhöht. Infolge der 
eigenartigen Derfchiebungen, welche fich 
im Altersaufbau der Bevölkerung in⸗ 
folge des Kriegsgeburtenausfalls von 
5% Millionen Ungeborenen, des fchar- 
fen Geburtenrückgangs nach dem Krieg 
und des Einrückens der noch une 
gebrochen ſtarken Geburtsjahrgänge 
1900/10 in das Erwerbsleben ergeben 
haben, hat die Fahl der imerwerbs⸗ 
fähigen Alter ſtehenden Bevölke⸗ 
rung jedoch doppelt ſo ſtark als die Ge⸗ 
ſamtbevölkerung, nämlich um 26,4 v. Ñ. 
zugenommen, und zwar bei den Män⸗ 
nern, obwohl deren Fahl durch zwei 
Millionen Kriegstodesfälle reduziert iſt, 
immerhin um 22,1 v. ., bei den 
Frauen fogar um 50,5 v. Z. Diefer gu- 
wachs an erwerbsfähigen Menſchen 
ſuchte in erſter Linie ſein Unterkommen 
in Induſtrie, Handel und Verkehr, e 
während die Landwirtſchaft — wie auch betriebe 
jhon in den früheren Zählungs- 
perioden — keine oder nur wenige 
neue Arbeitskräfte aufnehmen konnte. 


1925 


" " 


Gewerbe- 


Die gewerblichen Betriebe 


Be Reichsgebiet (ohne daar) 
rüheres Reichsgebiet 
Zahlen in Millionen 


männliche - weibl. : Gewerbe- männl. weibl. 
Gewerbstätige :beiriebe Gewerbstätige 


lichen Betriebszählung, daß fih — gemeſſen an der Zahl der bes 
ſchäftigten Perſonen — das frühere Verhältnis zwiſchen 
Produktions⸗ und Derteilungsapparat zahlenmäßig 
ſehr erheblich in der Richtung einer ſtarken Ausweitung des 
Derteilungsapparates verſchoben hat und daß innerhalb 
des Derteilungsapparats der Einzelhandel ſtärker zugenommen hat 
als der Großhandel. 15 


Allerdings darf man nicht überſehen, daß — und das gilt vor 
allem für die Induſtrie — im Seitalter der Maſchiniſierung 
und Rationaliſierung die Zunahme der menſchlichen Arbeitskraft 
allein kein vollſtändiger Ausdruck für die Zunahme der Produktions⸗ 
kapazität iſt. Stellt man in Rechnung, daß die Leiſtung der zum 
Antrieb von Arbeitsmaſchinen verwendeten Kraftmaſchinen ſich 
in der deutſchen Induſtrie von 1907 bis 1925 nahezu vervierfacht hat, 
fo ergibt fih hieraus, daß das Leiſtungsvermögen der deutſchen 
Induſtrie erheblich ſtärker gewachſen ift als es die Zunahme der 
Perſonenzahl anzuzeigen ſcheint, daß alfo die Zunahme der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Produktionsapparates nicht fo ſtark hinter der Aus- 
weitung des Derteilungsapparats zurückbleibt, wie es nach der 
Perſonenzahl den Anſchein hat. 

VII. 


Auch beim Vergleich zwiſchen den einzelnen Induſtrie⸗ 
zweigen muß neben der Perſonenzahl immer auch die Ausrüſtung 
mit motoriſchen Kräften berückſichtigt werden, zumal hinſichtlich des 
Derhältnifjes zwiſchen menſchlicher und motoriſcher Kraft erhebliche 
Unterſchiede in den einzelnen Induſtrien beſtehen. 

Die umftehende Überficht zeigt, daß die auf Deckung des lokalen 
Bedarfes eingeſtellten Gruppen mit ſtarkem handwerklichen 
Einſchlag nach der Fahl der Betriebe, wie auch nach der Fahl der 
beſchäftigten Perſonen noch immer an der Spitze marſchieren; 
ſie zeigt aber auch, daß es innerhalb der gewerblichen Produktion 
gerade dieſe Gewerbegruppen ſind, welche die geringſte Funahme ſeit 
1907, zum Teil ſogar eine Abnahme 
erfahren haben. Baugewerbe, Beklei⸗ 
dungsgewerbe und Nahrungs- und Ge- 
nußmittelgewerbe, welche zuſammen 
4,5 Millionen Perſonen oder mehr als 
ein Drittel des Geſamtperſonals von 
Induſtrie und Handwerk beſchäftigen, 
haben ihren Perſonalſtand ſeit 1907 
durchſchnittlich um nur 6 v. H. erhöht, 
die übrigen Induſtriegruppen dagegen 
durchſchnittlich um über 40 d. Ñ. 
Während 1907 die drei genannten Ge- 
werbegruppen noch rund zwei Fünftel 
der in Induſtrie und Handwerk be- 
ſchäftigten Perſonen auf ſich vereinig⸗ 
ten, find es 1925 nur noch ein Drittel, 
Das Schwergewicht inner⸗ 
halb der gewerblichen Pro- 
duktion hat ſich zugunſten 
der Grundftoff- und Pro- 

duktionsmittelinduſtrien 
ſtark verſchoben. Die der Her- 
ſtellung von Konſumgütern dienenden 
Gewerbezweige, beſonders die klein- 
gewerblichen und handwerksmäßig 


DLD. 
BE 


À 


1907 
— Die Sahl der im Gewerbe 


tätigen Perſonen hat ſich deshalb relativ noch raſcher erhöht als die 
Sahl der erwerbsfähigen Bevölkerung, nämlich um 25,0 v. H. bei den 
Männern und 39,1 v. G. bei den Frauen und um 28,5 v. H. im 
Geſamtdurchſchnitt. Die volkswirtſchaftliche Kräfteverteilung hat ſich 
damit noch weiter im Sinn einer Verſtärkung des zahlenmäßigen 
Gewichtes von Induſtrie, Handel und Verkehr verfchoben, m. a. W 
der Induſtrialiſierungsprozeß, der gewiſſermaßen eine 
notwendige Folge unſeres Bevölkerungszuwachſes iſt, hat damit noch 
weitere Fortſchritte gemacht, wenn auch offenbar nicht mehr in dem 
Tempo wie in den letzten Jahrzehnten vor dem Krieg. 


V. 


Als weitere bedeutſame wirtſchaftliche Strukturwandlung iſt die 
ungewöhnlich ſtarke Zunahme des Handelsgewerbes zu bes 
zeichnen. Während in der geſamten Induſtrie (einſchl. Handwerk) 
die Fahl der Betriebe nur um 35 000 oder noch nicht 2 v. 5. zu- 
genommen hat, beträgt im Handelsgewerbe (ohne Gaft- und Schank⸗ 
wirtſchaftsgewerbe, das zurückgegangen ift, und ohne Verkehr) die Fu⸗ 
nahme der Betriebe 450 000 oder 62 v. . Die Zahl der beſchäftigten 
Perſonen hat ſich in der geſamten Induſtrie um 2,6 Millionen oder 
26,8 b. H., im Handelsgewerbe um 1,2 Millionen oder 59 v. B., alfo 
verhältnismäßig doppelt ſo raſch als in der Induſtrie erhöht. Am 
ſtärkſten zugenommen hat zweifellos die Fahl der kleinen Einzel⸗ 
handelsbetriebe. Man hat es hier noch mit gewiſſen Nachwirkungen 
der Inflationszeit zu tun. Im ganzen ergibt fih aus der gewerb⸗ 


1925 organifierten, können mit dieſer Ent- 
wicklung nicht gleichen Schritt halten. 

Beachtenswert ift immerhin, daß die drei genannten Gewerbe- 
gruppen — Nahrungs-, Bekleidungs- und Baugewerbe —, die, wie 
gefagt, in der Hauptſache dem Handwerk zuzurechnen find, noch 
immer 1,15 Millionen Betriebe auf ſich vereinigen, das find drei 
Fünftel der Geſamtzahl der Induſtrie- und Handwerksbetriebe. Auch 
von den andern Gewerbegruppen entfällt zweifellos ein ſehr erheb⸗ 
licher Teil der Betriebszahl auf Handwerk und auch auf das Hausgewerbe, 
jo namentlich von den 150 000 Betrieben der Eiſen⸗ und Metallwaren⸗ 
herſtellung, von den 125000 Betrieben der Tertilinduftrie, von den 
220 000 Betrieben des Holz und Schnittſtoffgewerbes. Ein 
genaueres, zahlenmäßig noch befier begründetes Urteil über den heu- 
tigen Umfang und die Widerſtandskraft des Kleingewerbes und Hand- 
werks wird die in abſehbarer Zeit zu erwartende Gliederung der 
Gewerbebetriebe nach Betriebsklaſſen ermöglichen. Das Gros der 
ſelbſtändigen handwerklichen Exiſtenz iſt — nach der Betriebszahl zu 
urteilen — durch die raſche großinduſtrielle Entwicklung keineswegs 
verdrängt worden, wohl aber hat ſich das Schwergewicht der 
gewerblichen Geſamtproduktion — gemeſſen an der 
Sahl der verwendeten menſchlichen und motoriſchen Arbeitskräfte — 
unaufhaltſam zugunſten der Großinduſtrie verſchoben. 


VIII. 


Hand in Hand mit der Entwicklung zur Großinduſtrie geht auch 
das Eindringen der Frau in das Gewerbeleben. 
Zwar befchäftigt — abgeſehen vom Handel — gerade auch das Klein- 
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Induſtrie und Handwerk nach Gewerbegruppen. 


gezeichnet ſind, haben eine ſtarke 


Groß induſtrie entwickelt. 
1925 mehr (+) oder Beſonders weit fortgeſchrit⸗ 


weniger (—) gegenüber 1907 


1925 ten iſt die großinduſtrielle Ent- 
Beſchaftigte Kraft- wicklung in Rheinland ⸗ 
Gewerb 7 S 1 
8 Sat == Betriepe —— Perlonen A Weſtfalen. Beide Provinzen, 
A > inen- i 1. ris 
der ſchafligte 3 . 9. | me welle leitung die zuſammen 19,5 v. g. der Reichs 
Betriebe tionen ge v. B. v. 5. bevölkerung umfaſſen, vereinigen 
—— auf fih zwar nur 15,5 v. H. der Jn- 
III. Bergbau, Salinenweſen, Torfgräberei. . . 2688 6209 492 9496 duſtrie⸗ und Handwerksbetriebe, 
nra. niea Bergbau Steine end beben. 5 5 149 81 9968 — 17,5 + 574| — 228 4 250 aber 22 v. H. der in der Induſtrie 
e un Erben — — iti 11 
V. Eifen- und Metallge winnung 3.069 322 154 12 086 118 5 uſw. tätigen 5 und über 
VA. Mlt Eisen- und Metallgewinnung kombinierte + 65,4 + 600 4. 136,4 + 310 zwei Fünftel (42 v. B.) der verwen⸗ 
51 en eu 461| 292410 13 624 deten motoriſchen Arbeitskraft. 
Den `... 449929 852 990 143760 | 10 226 + Ss Dagegen ie 13 3 
VII. Maſchinen“, Apparate- und Fahrzeugbau 41196 | 1220558 | 71419 | 1913 + 749 4774 + — obwohl auch dort einzelne rech 
VIII. ee Induſtrie, Feinmechanik u. AOR, en 505 bedeutende Induſtrien fih ent- 
ptit s... L + 120.7 | +2318 | + 495,7 | + i — bei ei öl- 
.  Ghemifhe Indufeie 8733| 314323 | 13467 | + 199| + 599| + 787 + a a e oal 
X. I E 7.2 A es 122598 | 1196120 | 68122 | — 28| + 177| + 310| + erungsanteil von 11,80. Ñ. zwar 
XI. Papierinduſtrie u. Bervielfältigungsgewerbe | 35 658 569666 | 191868 | + 138 + 387| + 587| + mit 15,2 v. H. an der Jahl der Be- 
XII. Leder- und Zinoleumindufttie . . .. . . 33 648 164 650 23865 | + 5,3 + 26,3 + 690| + triebe, aber nur mit 10,1 v. H. an 
XIII. Kautſchuk- u. Asbeſtinduſ trie 1333 67712 23852 J. 274,4 + 136,2 | +197,9 | + N > N di tri d 
XIV. Holz u. Schnibftoffgewerbe . . . . . ... 218091 | 945357 | 88164 | + 25| + 236| + 88,7 + er Fahl der in Induſtrie um 
XV. Muſikinſtrumenten- u. Spielwareninduſtrie 20 140 118 616 41394 | + 40,3 + 428 + 82,3 + 2 Handwerk tätigen Perſonen und gar 
XVI. Nahrungs- u. Genußmittelgewerbe . . 291934 1345664 | 48298 | + 9,2 + 15,2 + 41,0 + nur mit 7,5 v. H. an der gewerb⸗ 
XVII. Bekleiduͤngage werte 906 | 1436215 | 74804 | — 13,5 + 58 + 72 + li de H chi 
XVIII. Baugewerbe (einſchl, der Baunebengewerbe) | 224697 | 1469949 24 991 | + 1121 — , — 99| + 200 ich verwendeten Uraftmaſchinen⸗ 
XIX. Maſſer-, Gas- und Elektrizitätsverſorgung. 7605 141.888 5544 | + 128,1 | + 113,1 | + 481,1 5 leiſtung des Reichs beteiligt. 5 
Bufammen Induſtrie und Handwerk. . . | 1842913 | 12482442 | 2872813 | + 1,9| + 268| + Die Derjchiedenheit der indu- 


) Für die Waffer-, Gas- und Elektrizitätsverſorgung liegen keine vergleichbaren Ergebniſſe für 1907 vor. 


gewerbe und Handwerk von jeher eine große Anzahl von Frauen, vor 
allem das Bekleidungsgewerbe, wo Frauen teils ſelbſtändig (als 
Schneiderin, Putzmacherin oder als Hausgewerbetreibende in der Kon- 
fektion uſw.) oder als mithelfende Familienangehörige im Betriebe 
des Mannes oder Vaters tätig find. Der große Zuwachs an weib⸗ 
lichen Gewerbetätigen ift aber vor allem in der Großinduſtrie unters 
gekommen, wo — dank der Mechaniſierung, der Motoriſierung und 
Arbeitsteilung — die Frau teils im Produktionsprozeß ſelbſt, teils 
im Verwaltungs- und Bürobetrieb feſten Fuß gefaßt hat. 

Bat fich fo auf der einen Seite mit der modernen Geſtaltung des 
induſtriellen Produktionsprozeſſes die Möglichkeit für die Derwen- 
dung weiblicher Arbeitskräfte erhöht, ſo erwuchs andererſeits ein er⸗ 
höhter Andrang von Frauen in das Gewerbeleben aus der Not der 
Seit. Der Krieg hat Hunderttauſenden von Frauen die Ausſicht auf 
Ehe, die Inflation weiteren Zunderttauſenden von Frauen die auf 
Privatvermögen beruhende wirtſchaftliche Exiſtenzgrundlage entzogen 
oder geſchmälert. Daraus und auch aus dem Trieb nach größerer per⸗ 
ſönlicher Unabhängigkeit und Selbſtändigkeit ergibt ſich ein ſtärkerer 
Sudrang der Frauen ins Erwerbsleben und vor allem ins Gewerbe⸗ 
leben. Die Fahl der erwerbsfähigen Frauen hat von 1907 bis 1925 
um 50,5 v. H., die Fahl der gewerbetätigen Frauen dagegen um 
39,1 v. Hh. zugenommen. In Induſtrie und Handwerk beträgt der 
Zuwachs an weiblichen Erwerbstätigen rund 800 000 oder 38,6 v. H., 
im Handelsgewerbe 450 000 oder 65,8 v. H. 

Der abſoluten Fahl nach ſind die meiſten Frauen im 
Handelsgewerbe beſchäftigt (1,14 Millionen), das von jeher, 
ähnlich wie die Landwirtſchaft, der weiblichen Erwerbstätigkeit, vor 
allem auch der mithelfenden Tätigkeit von Familienangehörigen, 
weiteſten Spielraum bot. Relativ am ſtärkſten ift der Anteil 
der Frauenarbeit im Gaſt⸗ und Schankwirtſchafts⸗ 
gewerbe (st v. H.), nächſtdem in der Tertilinduftrie 
(57 v. H.) und dem Bekleidungs gewerbe (52 v. .). In 
den übrigen Gewerbegruppen beträgt der Anteil der Frauen weniger 
als die Hälfte der beſchäftigten Perſonen, iſt aber in einzelnen Ge⸗ 
werbegruppen der abſoluten Zahl nach noch recht beträchtlich. Die 
wichtigſten Arbeitsgebiete der Frau im Gewerbe- 
leben find nach den Ergebniſſen der Zählung von 1925 folgende: 


Zahl der ge- 
werbetätigen 
Frauen 


v. H. der be- 
ſchäftigten 


Gewerbegruppen 
Perſonen 


Handelsgewerbe . 1144000 
Bekleidungsgewerbe 748 000 52,1 
b Pe A E ee 681 000 57,0 
Nahrungs- und Genußmittelgewerbte 485 000 35,9 
Gaſt- und Schankwirtſchafts gewerbe 435 000 60,7 
Papierinduſtrie und Bervielfältigungsgewerbe 192 000 33,7 
Geſundheitsweſen und bugientiepe Gewerbe . 159 000 44,1 
Elektrotechniſche Indufteie, Feinmechanik, Optik 145 000 24,5 
Herſtellung von Eifen-, Stahl- und Metallwaren 144000 16,9 
IX. 

Die induftrielle Entwicklung ift in den einzelnen Reichs ⸗ 

teilen nicht gleichmäßig verlaufen. Einzelne Reichsgebiete 


tragen hinſichtlich ihres Gewerbeſtandes vorwiegend kleingewerbliches, 
handwerkliches Gepräge, andere dagegen, vor allem ſolche, die in 
größerem Ausmaße über natürliche Bodenſchätze und Induſtrieſtoffe 
verfügen oder durch günſtige Verkehrslage und ähnliche Vorzüge aus⸗ 
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ſtriellen Struktur und des Grades 
der induſtriellen Entwicklung be ⸗ 
wirkt naturgemäß auch ſtarke Der- 
ſchiedenheiten in der Bevölkerungsentwicklung. Indem die Induſtrie 
das wichtigſte Sammelbecken für den Zuwachs an erwerbsfähiger und 
arbeitſuchender Bevölkerung bildet — von 1907 bis 1925 find 2,6 Mil- 
lionen Erwerbstätige neu in der Induſtrie untergekommen — geht 
Hand in Hand mit ihrer Erſtarkung auch eine Erſtarkung der 
induftrialifierten Reichsteile hinfichtlich ihrer Volkszahl ihrer Wirt- 
ſchafts⸗ und Steuerkraft. Der relative Anteil der Induſtriezentren 
an der Geſamtheit der Reichsbevölkerung wächſt, wie ich bereits in 
Nr. 16 des Jahrganges 1926 dieſer Feitſchrift kurz ausgeführt habe, 
von Zählung zu Zählung auf Hoſten der vorwiegend ländlichen, land⸗ 
wirtſchaftlichen, kleingewerblichen Reichsteile. Daraus reſultieren 
zwar langſame aber unaufhaltſame Wandlungen im inner- 
deutſchen wirtſchaftlichen Kraftfeld, ja noch mehr 
im inneren Reihs- und Staatsgefüge, die nicht nur im wirtſchafts⸗ 
ſondern auch im bevölkerungs⸗, ſozial⸗ und allgemein ſtaatspolitiſcher 
Binficht beachtenswert erſcheinen. 


Der prozentuale Anteil 
der Frau in den wichtigsten 


bewerbe zweigen 5 607 


Von 100 Gewerbe- 52 
tätigen sind Frauen: ; 
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Die Tarifverträge im Deutfchen Reich am 1. Januar 1926. 


Am 1. Januar 1926 arbeiteten (nach: Die Tarifverträge im 
Deutſchen Reich am I. Januar 1926, 40. Sonderheft zum Reihs- 
arbeitsblatt, R. Hobbing, Berlin 1927) 11 140 521 Perſonen in 
Deutſchland unter Tarifvertrag; das find etwa 60,8 v. H. ſämtlicher 
Arbeitnehmer in Landwirtſchaft, Induſtrie und Handel nach dem 
Stande der Berufszählung von 1925. Die Sahl der tarifvertraglich 
Gebundenen ift gegenüber dem Jahre 1925 um 800 000 geſunken. 
Gleichzeitig ſtieg die Fahl der unterſtützten Erwerbsloſen um 
963 000, Die Abnahme beruht alfo überwiegend auf erhöhter 
Arbeitsloſigkeit; fie betrifft vor allem Bergbau und Metallinduſtrie. 
Die Tarifvertragsbewegung der Arbeiter zeigt eine gewiſſe Stabilität, 
der Anteil der Angeſtelltentarifverträge ift ſtändig im Wachſen. 
Gegenwärtig betreffen 21,5 p. Z. aller Tarifverträge Angeſtellte. Don 
den Gewerbegruppen ſteht hinſichtlich der tarifvertraglich 
gebundenen Arbeitnehmer die Gruppe Eiſen⸗, Stahl- und Metall- 
wareninduſtrie mit 14,5 v. H. (1 614 000) an der Spitze. Es folgen 
Landwirtſchaft mit 148 v. B. (1513750), darunter 20,1 v. 5 
(582 000) aller durch Tarifvertrag erfaßten Frauen, und Bergbau mit 
2 v. H. (782 240). Unter den Tarif gebieten weiſt das Rhein⸗ 
land die größten Ziffern auf. Hier arbeiten 1,94 Millionen unter 
Tarifvertrag. An zweiter Stelle ſteht der Freiſtaat Sachſen mit 
1,1 Millionen. Es folgen Bayern (0,9 Millionen), Niederſchleſien 
(220 O00) und an fünfter Stelle Berlin (694 000). Binſichtlich des 
Geltungsbereiches des einzelnen Tarifvertrags halten ſich 
der Fahl nach Firmen- (52,7 v. .), Orts- (50,5 v. H.) und Bezirks ⸗ 
tarifverträge (35,8 v. 5.) ziemlich die Wage. Die letzteren erfaſſen 
aber nicht weniger als 76,5 v. H. der tarifvertraglich Gebundenen, 
während auf den Ortstarifvertrag nur 7,1 v. H, auf den firmen- 
tarifvertrag 5,5 v. Ñ. entfallen. Der nicht unbeträchtliche Reſt von 
15,1 v. H. der Perſonen ift durch Reichstarifverträge (1 v. 5. aller 
Tarife) gebunden. Der einzelne Tarifvertrag umfaßt im Geſamt⸗ 
durchſchnitt aller 104,7 Betriebe und 1478,9 Perſonen (1925 waren 
es 110,7 Betr. und 1676,9 Perſonen, 1914 13,5 Betriebe und 
128,8 Perfonen). Don den am 1. 1. 1926 in Kraft ſtehenden Tarif- 
verträgen waren 11,9 v. 5. für 57,5 v. G. der tarifvertraglich 
gebundenen Arbeitnehmer auf Grund eines Schiedsſpruches 
zuſtande gekommen. Nach Streik oder Ausſperrung wurden 
4,1 v. H. der Derträge für 8,5 v. H. der Beſchäftigten abgeſchloſſen. — 
Der Neigung, ſich weder bezüglich der Lohngeſtaltung noch der 
Arbeitszeitregelung zu lange — allerdings auch nicht für zu kurze 
Seit — zu binden, entſpricht es, daß von den 55,8 v. F. der Der- 
träge für 75,6 v. H. der Perſonen, in denen die Dauer vereinbart 


ift, über die Hälfte, nämlich 58,7 v. )., für 65 v. 5. der fraglichen 
Perfonen, eine Dauer von % bis I Jahr vorſehen. 15 v. 5. dieſer 
Derträge für 19,1 v. H. der Beſchäftigten gelten bis zu 2 Jahren. 
Auf % bis % Jahr find 13,6 v. H. der Verträge für 11, 5 v. H. der 
Perſonen abgeſchloſſen. Der Reſt entfällt auf ganz kurzfriſtige bzw. 
ſehr langfriſtige Tarifabſchlüſſe. In etwa 92 v. H. aller Verträge 
und für ebenfalls 92 v. 5. der tarifvertraglich Gebundenen, ift die 
Dauer der Arbeitszeit geregelt. Don dieſen Verträgen ſetzen 
83,9 v. 5). für 78,8 v. 5. der fraglichen Arbeitnehmer die wöchent⸗ 
liche Arbeitszeit auf 48 Stunden ausſchließlich der Paufen feſt. Eine 
längere Arbeitszeit ift vorgeſehen in 6,6 v. H. dieſer Verträge für 
11,5 v. 5. der durch Tarifverträge mit Arbeitszeitregelung gebun⸗ 
denen Perſonen (kauptfählih in Sand- und Forſtwirtſchaft, im 
Gaſtwirtsgewerbe und im Geſundheitsweſen). Weniger find ver- 
einbart in 9,5 v. B. der in Frage kommenden Verträge für 10 v. B. 
der Beſchäftigten (davon bis zu 42 Stunden bei 5,9 v. H. [vor- 
wiegend Bergbau]; 42 bis 45 Stunden bei 3,2 v. H. [ebenfalls vor- 
wiegend Bergbau]; über 45 bis 46 Stunden bei 2,7 v. H. [haupt- 
ſächlich Textilinduſtrie). Die Urlaubs frage ift in 89 v. B. aller 
Verträge für faſt 95 v. . der tarifvertraglich Gebundenen geregelt. 
Bei der Hälfte dieſer Verträge und für 55,2 v. H. der fraglichen 
Arbeitnehmer ift die Mindeſtdauer auf bis zu 5 Tagen feft- 
geſetzt, bei 4 v. Ñ. der Verträge und Perſonen auf 3 bis 6 Tage. 
Mehr als 6 Tage Mindeſtdauer ſehen nur 8,1 v. H. der Verträge 
für 5,9 v. . der in Frage kommenden Perſonen vor. Saft überall 
in dieſen Fällen ift auch die G ö ch ft dauer tarifvertraglich beſtimmt. 
Sie beträgt 6 Arbeitsage bei etwa 29 v. H. der Verträge und per- 
ſonen, 6 bis 12 Tage bei 40 bzw. 46 v. b)., über 12 bis 18 Tage bei 
26,8 bzw. 18,7 v. Z. und mehr als 18 Tage bei etwa 5 v. H. der 
fraglichen Verträge und Arbeitnehmer. In wachſendem Maße wird 
auch die Kündigungs friſt des einzelnen Arbeits- 
verhältniſſes tarifvertraglich geregelt, im Berichtsjahre bei 45,2 der 
Verträge und 42,5 v. Ñ. der Perſonen. Für 45,1 v. H. der frag- 
lichen Arbeitnehmer betrug fie 1 bis 2 Wochen, für 31,8 v. 5. über 
einen Monat. Zu erwähnen ift ſchließlich, daß für 67,6 v. H. der 
tarifvertraglich gebundenen Arbeitnehmer Akkordlohn im Tarif- 
vertrag vereinbart iſt, für die Hälfte eine kürzere Arbeitszeit am 
Sonnabend; ferner daß drei Viertel aller Verträge für etwa 90 v. H. 
der Beteiligten freiwillige Einigungs⸗ und Schlichtungsorgane vor⸗ 
ſehen und daß in einer Reihe wichtiger Verträge (13,5 v. H. aller, 
aber für 42,8 v. Ñ. der tarifvertraglich Gebundenen) Beſtimmungen 
über das Lehrlingsweſen enthalten ſind. 


Junkers⸗Arbeit. 


In den letzten Wochen 
wurde die Aufmerkſamkeit 
der Gffentlichkeit ganz be- 
ſonders durch die Reihe der 
Flugweltrekorde und den 
N beabſichtigten Flug zweier 
k Junkers⸗ Flugzeuge über 
ge den Ozean auf Junkers 
gelenkt. Nicht weniger als 
N 15 Weltrekorde find mit 

Junfers- $lugzeugen aufge⸗ 
ſtellt worden. Sie fanden ihre Krönung darin, daß es 
am 5. Auguſt den Junkers -Werfen gelang, mit der Type 
W 35 L auch den Weltdauerrekord von 51 Stunden 11 Minuten, 
der im Beſitz von Amerika war, an ſich zu bringen, indem die 
Piloten Riſticz und Edzard 52 Stunden 24 Minuten in der Luft 
blieben. Die Type W 53 J. ift eine ausgesprochene Frachtmaſchine 
— erſt kürzlich hat ein Heer dieſes Typs 500 kg Impfſtoffe 
auf dem Luftwege von Def au nach Perſien befördert —. Der 
52-Stunden-Reford beſtätigt alfo auch das Prinzip von Junkers, 
Rekordflüge nicht vom Standpunkt ſportlichen Ehrgeizes aus, fon- 
dern im Rahmen ihrer auf die praktiſche Entwicklung der Handels- 
luftfahrt rückwirkenden Faktoren zu unternehmen. Die Junkers⸗ 
Rekorde, fei es nun, daß fie mit einem oder mehreren Motoren, mit 
See- oder Landflugzeugen aufgeſtellt find, wurden alfo ſtets im Hin- 
blick auf wirtſchaftliche Entwicklungsmöglichkeiten, d. h. unter Mit- 
nahme beſtimmter Mengen Vutzlaſt, durchgeführt. 

Unter dieſem Geſichtspunkt der verkehrstechniſchen Entwicklung 
find auch die Vorbereitungen für den vom Norddeutſchen Lloyd, der 
Darmftädter und Nationalbank und der Hearft-Prefje finanzierten 
Ozeanflug zweier Junkers⸗Flugzeuge W 55 L „Europa“ (Beſatzung 
Kiſticz, Edzard, Kniderboder) und „Bremen“ (Beſatzung Looſe, 
Köhl, v. Hünefeld) getroffen worden und, fo kann man wohl fagen, 


auch der am 14. 8. begonnene Flug über den Atlantik abgebrochen 
worden, als ſo ſchweres Wetter einſetzte, daß die Fortſetzung ein 
nicht zu rechtfertigendes Dabanquejpiel geweſen wäre. Wenn 
auch der Flug infolge höherer Gewalt nicht zum erfolgreichen Ende 
geführt werden konnte, jo hat insbeſondere der 22jtündige Sturm⸗ 
flug der „Bremen“ von Defjau im Kurs über die Nordfee, Schott⸗ 
land (Dundee), Lancaſter, Irland (Dublin), Südküſte Irlands, 
Deſſau, ein Kapital wertvoller Erfahrungen gebracht, die man wohl 
als die erſten Vorſtudien anſehen kann, ohne die ein ſpäterer trans- 
atlantiſcher Luftverkehr nicht einzurichten ift. Der Verſuch einer 
Ozeanüberquerung mit Junkers-⸗Flugzeugen dürfte jedenfalls als 
noch nicht abgeſchloſſen gelten. Ob ein zweiter Verſuch noch in 
dieſem Jahre durchgeführt wird, hängt zum großen Teil von der 
Wetterlage ab; jedenfalls hat das Intereſſe an dem Projekt bei den 
Junkers⸗Werken nicht nachgelaſſen, um ſo mehr, da der Flug der 
„Bremen“ gezeigt hat, daß das Flugzeug, der Motor und die geſamte 
Inſtrumentierung ihre Eignung durchaus erwieſen haben. 

Die Tatſache, daß das Projekt eines Ozeanfluges nicht 
vom ſportlichen, ſondern vom Entwicklungsſtandpunkt aus ange⸗ 
ſehen wird, iſt auch wieder ein Beweis des Junkersſchen Leitſatzes, 
daß Forſchung, Konftruktion, Praxis, d. h. Einſatz des Flugzeuges 
im Verkehr, untrennbar ſind. Dieſe Eigenheit der Junkersſchen 
Arbeitsmethoden ift durch den Konzernaufbau charakteriſiert. Der 
Junkerskonzern, deffen Keimzelle die 1895 gegründete Warmwaſſer⸗ 
Apparatefabrik ift, umfaßt heute eine Forſchungsanſtalt, ein flug- 
zeugwerk, eine Motorenbau-G. m. b. H, und ein Ualoriferwerk. 
Auf Grund der erwähnten Einſtellung, daß auch in Verbindung mit 
Forſchung und Uonſtruktion der Einſatz in der Praxis zufammen- 
hängen muß, gehörte bis 1925 zum Junfers-Konzern die Junkers 
Luftverkehrs⸗A.⸗G., die in Konkurrenz mit dem Aero-Lloyd den 
Luftverkehr in Deutſchland betrieb. Auf Veranlaſſung des Reichs- 
verkehrsminiſteriums wurde 1925 eine Fuſionierung herbeigeführt, 
aus der die Reichs⸗Einheitsgeſellſchaft Deutſche Luft⸗Hanſa A.-G. 
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hervorging. Um aber die Sammlung techniſcher, wirtſchaftlicher 
und organiſatoriſcher Erfahrungen in einer Hand weiter zu gewähr⸗ 
leiſten, betreiben die Junkers⸗Werke nach wie vor Luftverkehr im 
Auslande, teils durch eigene Gründungen, teils durch Beteiligung 
an ausländiſchen Geſellſchaften. Die ſyſtematiſche, techniſche, wirtſchaft⸗ 
liche Forſchungsarbeit iſt alſo durch den Entwicklungsgang von der 
8 
falt über — 
ugzeugwer 
EN sn: 
bauwerk bis hin- 
ein in die Praxis 
geſichert. 

; Als > 90 
ugtechnik no 
85 * Un- 
fängen ſteckte 
beſchäftigte fich 
Profeſſor Jun- 
und brachte 1910 ein 
eines freitragenden, ver- 


kers 

Patent 
ſpannungsloſen Metalleindeckers in einer aerodynamifch günſtig⸗ 
ften Form vorſah durch Anwendung des dicken Flügelprofiks. In 
Anlehnung an dieſes Prinzip find alle Junkers⸗Konſtruktionen, mit 
denen 1915 begonnen wurde, geſchaffen worden und in planmäßiger 


bereits mit ihren 
heraus, das die 


Problemen 
Schaffung 


Weiterentwicklung von dem Derkehrsflug⸗ 


nahme Auſtraliens, hat Junkers⸗ Flugzeuge geſehen, fei es nun im 
regelmäßigen Verkehr, als Lizenzprodukt ausländifcher Fabriken, 
ſei es auf wiſſenſchaftlichen oder wirtſchaftlichen Expeditionen oder 
auf Propaganda- und Diſtanzflügen. 

Schon 1919 zeigten Junkers⸗ Flugzeuge der kolumbianiſchen Ge- 
ſellſchaft Scadta in Südamerika die deutſche Flagge, 1922 ließ 
fih in Buenos-Aires die Miſſion Junkers nieder und trug zum 
Ausbau des Luftverkehrs in Südamerika erheblich bei. Don ihr 
wurde 1925 der „Aero Lloyd Cordoba“ gegründet, der feine Strecken 
mit Junkers F 15 betreibt. Auch der Nachbarſtaat Bolivien fette fidh 
lebhaft für die Luftfahrt ein und eröffnete mit zwei Junkers flugs 
zeugen die Strecke Cochambamba— Sta. Cruz. In Argentinien fteht 
die F 1s zwiſchen Buenos Aires — Montevideo und Cordoba— Rio 
Cuarto im Dienſt, in Braſilien die G 24 zwiſchen Rio de Janeiro — 
Rio Gr. do Sul. 


In Aſien ſind es Rußland, Perſien und die Türkei, die ſich 
beſonders die Entwicklung der Handelsluftfahrt zugewandt haben. 
Junkers⸗ Flugzeuge verſehen den regelmäßigen Dienſt auf den Strecken 
Teheran —Pahelvi, Teheran —Kasrichirin, Teheran —Täbris. Im 


aſiatiſchen Rußland betreibt die „Dobroljot“ in der Hauptſache ihre 
Strecken mit Junkers⸗ Flugzeugen. 


In Afrika haben Junkers⸗ Flugzeuge in den nördlichen Rand- 
gebieten Verwendung gefunden, und zwar in ihrer Eigenſchaft als 
Lazarettflugzeuge. 


So hat Italien Junkers⸗ Flugzeuge in Tripolis 
und das ſpaniſche Rote Kreuz die gleiche 


zeug 1919, der bekannten Type F 15, über 


das dreiſchrauben-Verkehrsgroßflugzeug 
G 24 zu der neueſten Großflugzeugtype 
G 51 von 1200 PS, die bereits mehrere 
große Auslandsflüge zurücklegte, durch⸗ 
geführt worden. Abgeſehen von dieſen 
find Typen wie K 16, A 20, die oben- 
erwähnte Frachtmaſchine W 35, die fih 
aus der F 15 entwickelt hat, W34 und 
andere geſchaffen worden. 

Die Typen, die im deutſchen Luft⸗ 
verkehr und auch in dem von Junkers 


im Auslande betriebenen Luftverkehr am ein⸗ 


zahlreichſten 
geſetzt find, find das vierſitzige Kabinenflugzeug F 1s und das 
neunſitzige Großflugzeug G 24. Das neueſte Erzeugnis der Junkers⸗ 


Werke, die dreimotorige G 51, die verſchiedene größere Auslands- 
flüge erfolgreich durchführte, ſtellt das gegenwärtig größte deutſche 
Landflugzeug dar. Das Flugzeug, das in mehrere Kabinen ein- 
geteilt iſt, iſt ſowohl für den reinen Frachtverkehr als auch für den 
kombinierten Perſonen⸗ und Frachtverkehr vorgeſehen. Insgeſamt 
können 15 Paſſagiere in der Kabine Platz finden. 


Es fliegen heute Junkers⸗Flugzeuge in faſt jedem Land 
Europas. In Schweden betreibt die „Aero⸗Transport“, in 
Finnland die „Aero O. N.“ Luftverkehr mit Junkers⸗Flug⸗ 
zeugen. In der Schweiz arbeitet die „Ad Aſtra“ zum großen 
Teil mit Junkers⸗Flugzeugen, ebenſo in Gſterreich die „Öiter- 
reichiſche Luftverkehrs⸗A.⸗G.“ und in Spanien die „Union Area 
Eſpanola“. In Italien wird die Strecke der „Transadriatica“ 
Wien — venedig mit Junkers⸗ Flugzeugen betrieben und in Bul- 
garien hat die „Erſte Bulgariſche Nationale Luftverkehrsgeſell⸗ 
ſchaft“ Junkers⸗Flugzeuge eingeſtellt. Die Deutſche Luft⸗Hanſa be⸗ 
treibt ihre ins Ausland laufenden Strecken ebenfalls vorwiegend mit 
Junkers⸗ Flugzeugen, jo find diefe auf den Strecken Berlin Paris, 
Berlin — London eingeſetzt. Aber nicht nur in jedem Land Europas 
fliegen Junkers⸗ Flugzeuge, ſondern auch jeder Erdteil, mit Aus- 


Type in dem Marokkogebiet eingeſetzt. 

Neben dieſer regelmäßigen Derwen- 
dung von Junkers⸗ Flugzeugen find auch 
bedeutungsvolle größere Diſtanzflüge aus- 
geführt worden, die teils zu wiſſenſchaft⸗ 
lichen, vorwiegend aber zu verkehrstechni⸗ 
jhen Zwecken im Hinblick auf die Er- 
forſchung kontinentverbindender Luftwege 
durchgeführt worden ſind. 

Es ſei hiervon beſonders erwähnt 
naja der mit zwei dem Streckennetz der Luft⸗ 

Hanſa entnommenen Junkers G 24 erfolg- 

reich ausgeführte Hin- und Rückflug über den aſiatiſchen Kontinent 
von Berlin nach Peking. 


Es liegt auf der Hand, daß, abgeſehen von den wirtſchaftlichen 
und wiſſenſchaftlichen Werten, die derartige Auslandsgründungen 
und Auslandsflüge ergeben, die Bandelsluftfahrt fih auch zu einem 
völkerverbindenden Medium geſtaltet hat. Diefem Gedanken gab 
kürzlich Pro- 
feſſor Junkers 
Ausdruck, indem 
er ausführte, daß 
es ſein Wunſch 
fei, die fing- 
zu be⸗ 
um die 
und 
die Nationen 
einander näher⸗ 
zubringen. Die 
Luftfahrt ſei als 2 
das Mittel zu betrachten, das alle Menſchen eine. Wir ſollten unfere 
Waffenloſigkeit, zu der wir verurteilt find, benutzen und zeigen, daß 
es noch etwas Stärkeres gäbe als die Waffe des Krieges — nämlich 
die Waffe der Menſchlichkeit. 


Wanderungen in Preußen. 


Ein Beitrag zur Frage der Landflucht. 


Don Dr. Arthur Golding, wiſſenſchaftl. Hilfsarbeiter im 


Preuß. Stat. Landesamt. 


5. Teil. 1919 — 1925. 

Ebenfowenig wie die Sählperiode von 1910—1919 kann die 
Seit von 1919—1925, die wir unſerer heutigen Betrachtung zu⸗ 
grunde legen, in ihrem inneren und äußeren Verlauf als normal 
angeſehen werden. Stand jene unter dem Einfluß des Krieges, 
ſo fällt in dieſe die Liquidation des Krieges mit ihren für den 
preußiſchen Staat und für das Reich geradezu kataſtrophalen 
Folgen. Ihr Einfluß auf die Wanderbewegung war ſowohl 
*hemmender als auch fördernder Natur. Es wäre jedoch verfehlt, 
allein aus der Wanderungsbilanz ein abſchließendes Urteil über 
die Tendenz und den Umfang der Wanderbewegung zu fällen, ohne 
wenigſtens den Derfuch zu machen, die Erſcheinungen in der 
Swiſchenzeit, die im Endergebnis nicht zum Ausdruck kommen, 
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auch für diefe Periode nach Möglichkeit zu unterſuchen, um qe- 
wiſſermaßen durch Interpolation den Derlauf der Wander- 
bewegungskurve zwiſchen den beiden Zähljahren 1919 und 1925 zu 
konſtruieren. 

Das Preußiſche Statiſtiſche Landesamt hat für den Zeitraum 
vom 8. Gktober 1919 bis 51. Auguſt 1925 die Wanderbewegung 
mit Hilfe der bereits im vorhergehenden Abſchnitt erwähnten 
Lebensmittelſcheine zu erfaſſen verſucht. Wenn auch das jo qe- 
wonnene Fahlenmaterial aus mancherlei Gründen keinen Anſpruch 
auf unbedingte Fuverläſſigkeit machen kann, fo gibt es doch ein 
Bild, das immerhin genügt, um einen Einblick in den Umfang 
und das Jiel der Wanderbewegung gewinnen zu laffen. Danach 
find in den vier Jahren von 1919—1925 nicht weniger als 
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19,6 Millionen Fälle eines Wohnungswechſels und rund 850 000 
Fälle von Einwanderung aus dem Auslande gezählt worden. Da 
der preußiſche Staat am 8. Oktober 1919 eine Bevölkerung von 
rund 37 Millionen hatte, fo entfiel auf jeden zweiten Preußen ein 
Fall des Wohnungswechſels. Selbſt wenn man geneigt iſt, von 
dieſer Zahl einige Abſtriche für unvermeidliche Doppelzählungen 
vorzunehmen, ſo bleibt dennoch die auffallende Tatſache beſtehen, 
daß trotz der großen wirtſchaftlichen Schwierigkeiten und der 
außerordentlichen Wohnungsnot die Binnenwanderung recht be⸗ 
trächtlich geweſen iſt. Als Urſache kommt wohl in erſter Linie 
die weitere Umſtellung der Wirtſchaft auf Friedensarbeit, die Lahm- 
legung der Rüftungsinduftrie und das dadurch bedingte Abſtrömen 
beſchäftigungsloſer Arbeiter nach Gegenden mit günſtigeren Arbeits⸗ 
gelegenheiten ſowie die Anziehungskraft der landwirtſchaftlichen 
Bezirke wegen der beſſeren Ernährungsmöglichkeiten in Frage. 
Auch die Demobilmachung des Feldheeres und die Wiedereingliede⸗ 
rung der entlaſſenen Heeresangehörigen in das Wirtſchaftsleben, 
von denen mancher zunächſt feine Heimat und erft ſpäter feine 
Arbeitsſtätte aufſuchte, wird die Binnenwanderung gefördert 
haben. Damit erklärt fih auch die Tatjache, daß im all- 
gemeinen mehr Einzelperſonen als ganze Familien an der 
Wanderbewegung in dieſem Seitraume beteiligt find, So- 
weit Einwanderung in Betracht kommt, haben ſich die am 
Ende der vorigen Periode bemerkbar machenden Momente noch 
verſtärkt; dahin gehören der Zuzug von Auslandsdeutſchen und 
Flüchtlingen aus dem Oſten und den abgetretenen Gebieten ſowie 
der Fuſtrom von Angehörigen des valutaſtarken Auslandes, ferner 
die Zuwanderung fremdſtämmiger Elemente aus Rußland, Galizien, 
Kongref-polen und anderen Oſtſtaaten. Von den 830000 Per- 
fonen, die nach dem Ergebnis der Fortſchreibung der verſorgungs⸗ 
berechtigten Fivilbevölkerung in der Feit vom 8. Oktober 1919 bis 
31. Auguſt 1925 als Zuzug aus dem Auslande gemeldet find, dürfte 
zweifellos ein beträchtlicher Teil, jedenfalls weit mehr als die 
Hälfte, auf die Flüchtlinge entfallen, denn die Nutznießer der In⸗ 
flation, deren Anweſenheit auf deutſchem Boden mehr oder weniger 
den Charakter des Durchgangs- und Fremdenverkehrs trug, werden 
im allgemeinen keinen Wert auf die Erlangung der Lebensmittel- 
karten gelegt haben. Damit wird die Fahl der aus Anlaß des 
Krieges und der Abtretung deutſcher Gebietsteile ſeit Kriegsaus- 
bruch bis 1925 allein in Preußen aufnahmeſuchenden Vertriebenen 
von rund 1 Million erreicht, wenn nicht überſchritten. An dem Ge- 
winn dieſer Zuwanderung haben alle Provinzen Anteil, mit Aus- 
nahme von Hohenzollern. Die ſtädtiſche Bevölkerung innerhalb der 
Provinzen hat durchweg Wandergewinne zu verzeichnen; die länd⸗ 
liche Bevölkerung hat größtenteils ebenfalls gewonnen, mit Aus- 
nahme der Provinzen Heilen-Nafjau, Gberſchleſien, Rheinprovinz, 
Oſtpreußen und Hohenzollern. 


Nach alledem beſteht wohl kein Sweifel, daß die Tendenz der 
Binnenwanderung, wie ſie durch die Kriegszeit gekennzeichnet iſt, 
auch in der Nachkriegszeit bis 1925 angehalten hat. fiber den 
weiteren Verlauf der Wanderbewegung während der reſtlichen 1% 
bis 2 Jahre diefer Periode gibt nunmehr die Wanderungsbilanz 
von 1919—1925 Aufſchluß: 
ee 
Männlich Weiblich Suſammen 


+ 624 494 
— 619 459 
+ 5035 


Städtiſche Bevölkerung + 266 695 


Ländliche 


+ 357 299 
— 195 545 — 426 116 


+ 164456 [ — 159 421 


Während noch bis 1923 eine ſtetig zunehmende und überwiegende 
Einwanderung zu verzeichnen ift, ſchließt die ganze Periode zahlen» 
mäßig mit einem kaum nennenswerten Gewinn, wobei auffallender 
weiſe der Gewinn der männlichen Bevölkerung und der Verluſt 
der weiblichen Bevölkerung ſich faſt vollſtändig aufheben. Dabei 
iſt jedoch daran zu erinnern, daß am Ende der vorigen Periode 
ein ſcheinbarer Wanderverluſt von 572 000 Militärperſonen, die ſich 
damals noch in feindlicher Kriegsgefangenſchaft befanden, vor⸗ 
handen war und in dieſer Periode ausgeglichen werden mußte. Dieſe 
ſcheinbare Wanderbewegung wird ausgeſchaltet, wenn man die 
beiden Fählperioden von 1910—1919 und 1919—1925 als Ganzes 
betrachtet. 


insgeſamt: 


männlich Weiblich SZuſammen 


+ 346 958 
— 159 421 


+ 187 557 


+ 332 967 
+ 5035 


+ 358 002 


— 15991 
1919—1925 + 164 456 


1910—1925 + 150 465 
Das Bemerkenswerteſte an der Wanderungsbilanz iſt alſo, daß 
der Fuwanderungsgewinn zum großen Teil durch Abwanderungs⸗ 


verluſte wieder aufgehoben worden ift. Wie fih diefe Abwande⸗ 
rungsverluſte im einzelnen zahlenmäßig zuſammenſetzen, kann nur 


1910—1919 


ſchätzungsweiſe angegeben werden. Neben der überſeeiſchen Aus⸗ 
wanderung, die mit rund 200000 Perſonen veranſchlagt werden 
kann, kommt die Abwanderung über die trockenen Landesgrenzen 
in Betracht, die nach vorſichtiger Schätzung 350 000 Perſonen be- 
tragen haben mag, wovon etwa die Hälfte auf Perſonen mit pol- 
niſcher Mutterſprache entfällt. Schließlich läßt die bei der letzten 
Volkszählung ermittelte Fahl von fremden Staatsangehörigen im 
Vergleich zur letzten Vorkriegszählung mit ziemlicher Sicherheit 
darauf ſchließen, daß ungefähr 150000 Ausländer abgewandert 
find. Die geſamte Abwanderung dürfte fih ſomit auf 700- bis 
750 000 Perſonen belaufen. 


Das Bild, das ſich in bezug auf die Bevölkerungsverſchiebung 
zwiſchen Stadt und Land im großen und ganzen bietet, erinnert 
wieder ftar? an die Tendenz der Vorkriegszeit. Innerhalb der 
Provinzen hat im Endergebnis die ſtädtiſche Bevölkerung durchweg 
Wandergewinne, die ländliche dagegen ausnahmslos Wanderver- 
luſte aufzuweiſen. Die unmittelbare Folge davon iſt, daß der Be⸗ 
völkerungsſtand der Provinzen bis zu einem gewiſſen Grade aus- 
geglichen wird. S 


Die ſtädtiſche Suwanderung war am größten in der Reihs- 
hauptſtadt mit 222000 Perſonen und in den Provinzen Rheinland 
(82 000), Brandenburg (70000) und Niederſchleſien (55 000), am 
geringſten in Hohenzollern (348), Grenzmark Pofen = Weftpreußen 
(6000) und Schleswig⸗Holſtein (8000). In den anderen Provinzen 
liegt der Gewinn der ſtädtiſchen Bevölkerung zwiſchen 15000 (Gſt⸗ 
preußen) und 56 000 (Heſſen⸗Naſſau). 


Die ländliche Abwanderung war, wie in der Dorfriegs- 
zeit, wieder am ſtärkſten in Oſtpreußen, das mit 158 000 Perſonen 
Wanderverluſt von keiner anderen Provinz auch nur annähernd er- 
reicht wird, ein Derluft, der überdies für die abgeſchnürte Provinz 
um ſo ſchwerwiegender iſt, als der Gewinn der ſtädtiſchen Be⸗ 
völkerung (15000) im Gegenſatz zu den anderen Provinzen keinen 
nennenswerten Ausgleich bietet. Nächſt Oſtpreußen folgen mit 
ländlichem Wanderverluſt Niederſchleſien (72000) und Weſtfalen 
(63 000), deren Derluft aber wenigſtens zum Teil durch ſtädtiſchen 
Gewinn wieder ausgeglichen wird. Völlig ausgeglichen und dar- 
über hinaus wird die Abwanderung vom Lande durch den Wander- 
gewinn der Städte in den Provinzen Brandenburg, Rheinland und 
Beſſen⸗Naſſau. 


Um zur Frage der Landflucht Stellung zu nehmen und einen 
Vergleich mit den beiden vorhergehenden Perioden zu ermöglichen, 
ift in nachſtehender Tabelle wiederum die Fahl der Kreife zu- 
ſammengeſtellt, deren ſtädtiſche bzw. ländliche Bevölkerung 500 und 
mehr Perſonen durch Wanderung gewonnen (+) oder verloren (—) 
hat. Die Zahl der Kreiſe betrug: 


in den Provinzen |3 ſtädtiſche Bevölkerung b) ländliche Bevölkerung 


+ — 
Oſtpreußen — 36 
Brandenburg . . 2 4 20 
Pommern 1 4 25 
Grenzmark 1 — 8 
Niederſchleſien 1 2 36 
Oberfdlefien . . 1 3 14 
San S as 8 3 29 
Schleswig ⸗Holſtein 1 2 13 
2 8 Dee 7 5 39 
eſtfalen 8 4 29 
2 2 4 28 
heinprovinz . . 6 13 30 
Hohenzollern — — 5 
Staat 
1919—1925 198 40 4 310 
Staat 
1910—1919 165 106 111 164 
1900—1910 188 116 32 371 


Wie aus Tabelle erſichtlich, hat das Endergebnis der Zähl⸗ 
periode 1919—1925 zahlenmäßig eine unverkennbare Ahnlichkeit 
mit den Ergebniſſen der Dorfriegsperiode 1900—1910. Die Sahl 
der Kreiſe mit ee e an ländlicher Bevölkerung nähert ſich 
wieder ſtark derjenigen der Vorkriegszeit, während auf der anderen 
Seite die Zahl der Kreife mit ftädtifchem Wandergewinn fogar die 
Fahl der Dorkriegszeit Übertrif Berückſichtigt man hierbet, daß 
dieſer Wandel fih in verhältnismäßig kurzer Zeit, etwa feit der 
zweiten Hälfte 1923 vollzogen hat, die Bewegung alfo noch als im 
Fluſſe zu betrachten iſt, ſo iſt die Behauptung nicht von der Hand 
zu weiſen, daß die vor dem Kriege zu beobachtende Landflucht 
wieder in vollem Ausmaße im Gange iſt. Die entgegengeſetzte 
Tendenz der Kriegs- und Inflationszeit war eben nur eine vor- 
übergehende Erſcheinung. 
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Zeichenerklärung. 
je 1000 Personen Wandergewinn 
ö Wanderverlust ; 
tadtkreise bezw. städt. Bevölkerung innerhalb der Landkreise. 
Soweit Veränderungen in einzelnen Stadtkreisen aus Raummangel 


durch Punkte nicht darstellbar, sind Quadrate oder Rechtecke an, 
gewendet. Die entsprechenden Zahlen sind unten besonders angegeben. 


Gewinn und Verlust (—) 
einzelner Stadtkreise 
in Tausend: 


Berlin 222 


25 Altona 12 
Frankfurt“. 23 | Düsseldorf 70 


Köln 


Entwurf u.Zeichnung v. DrA.Golding , Preuß Statist. Landesamt * 


ed e Hannover 79 | Duisbur 70 
Za Stettin 75 | Mülheim "ur — 8 
c Breslau 721 Kiel -15 
3 * 

33 

B. ” Barmen 

> Stadtkreis Brandenburg . | 

Dt. " Bottrop N 

E W — | 

Geilenlo. Kreis Geilenkirchen. 

Cu Stadtkreis Gladbeck 

C 

Ha. Stadtkreis 22 

Hh 5 Hamborn 

He. $ Herne 

e Landkreis Lee 

D. „Den 50 

Tū.  Stadikreis Lüdenscheid 

aM ” Milheim “Ruhr 

MG. ” Mlinchen Gladbach 

X. ” Nordhausen 

b. * Osterfeld 

Ob. ” Oberhausen, 

Re. — Renscheid 

Bez Kreis DOR Maßstab 1 : 2.750 000. 

sn ” Strulsund 

W. ” Wetten, 

Sk. 3 1 

St- Sankt. 5. boh- broich. ... 

— - fürth. A- Aa hm.- heim, 38 


Verwaltungsgrenzen nach dem Stande vom Ih uni 1925) 
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Die ſloweniſche Kulturautonomie in Kärnten. 


Eine beiſpielgebende Löſung des Ninderheitenproblems. 


I. 
] „Autonomie ift”, 
um die Definition 
des Marburger Do- 
zenten Dr. Gerber 
zu gebrauchen, 
„Eigenart einer 
Teilverfaſſung 

innerhalb des Der- 
faſſungsausbaues 
einer ſtaatlichen 
A z 4 Gemeinſchaft“, ſie 
Klagenfurt vom Kreuzberg iſt im weiteren 
der Verſuch, das 

Problem einer in einem Staate lebenden Minderheit Rechte der 
Selbſtverwaltung zuzubilligen, um ein möglichſt reibungsloſes und 
freies Leben dieſer Minderheit in der ſtaatlichen und anders⸗ 
völkiſchen Gemeinſchaft zu gewährleiſten. Dieſe Art der Löſungs⸗ 
verſuche des nationalen Minderheitenproblems beſtehen nicht 
erſt, ſeit die Pariſer Diktatfrieden das national und wirt⸗ 
ſchaftlich zerklüftete Mitteleuropa geſchaffen haben. Bereits der 
deutſch⸗tſchechiſche Ausgleich in Mähren im Jahre 1907, die Shul- 
autonomie der Dänen in Schleswig⸗Holſtein trugen als Verſuche zur 
Löſung dieſes Problems manche gige, die heute in die Ideen um 
die Kulturautonomie einer Minderheit übernommen worden find. 
Naturgemäß hat vor dem Weltkriege dieſes Problem theoretiſch und 
praktiſch in Oſterreich die größte Rolle gefpielt. Der Wiener 
Rechtsgelehrte Bernatzik und vor allem der ſpätere Staats- 
kanzler Dr. Renner haben in zahlreichen Publikationen den Dor- 
ſchlag gemacht, die Nationen nicht als Gebietsherrſchaften, ſondern 
als vom Gebiet unabhängige 
Perfonenverbände zu behandeln. 


9578 Perſonen die flowe- f 
niſch⸗nationale Liſte ge⸗ 
wählt“), (1921: 9862; 
1925: 9740), während der 
Keſt der jlowenifchen Min- 
derheit für eine deutſche 
Liſte geſtimmt haben muß. 
Daraus ergibt ſich die Tat- 
ſache, daß es ſich hier um 
eine nationale Minderheit 
handelt, die national und 
politiſch durchaus nicht 
einheitlich gegliedert iſt. 
Denn, wie die hier ange- 
führten Zahlen beweiſen, bekennt fih nur eine Minderheit der 
Slowenen zum bewußten Slawentum, während der andere Teil 
deutſch, „kärtneriſch“ geſinnt iſt. 

Dieſer Tatſache Rechnung tragend, hat die deutſchöſterreichiſche 
Regierung auch veranlaßt, neben rein flowenifchen Schulen auch 
ſogenannte utraquiſtiſche zu ſchaffen, die aber von der Minderheit 
der bewußten Slowenen heftig bekämpft werden. 

Der Großteil der Kärtner Slowenen iſt aber mit den heute 
in Kärnten beſtehenden Derhältniffen durchaus zufrieden, ja, 
was an beſonderen Einrichtungen für die Slowenen geſchaffen 
worden iſt, wie 3. B. die gemiſchtſprachigen Schulen, entſpricht ihren 
ausdrücklichen Wünſchen. Sie haben auch nach der Volksabſtim- 
mung immer wieder betont — wenn man von der ſchon erwähnten 
nationalen Gruppe abſieht —, daß ſie an dem, was ſie an nationalen 
Rechten beſitzen, im Weſen nichts ändern laſſen wollen. Welchen 
Motiven entſpringt nun der von allen Parteien des Kärntner Land- 

tages eingebrachte Geſetzentwurf 


Hochoſteritz 


Damit wurde der altgermaniſche 
Rechtsgrundſatz, nach dem jeder 
ſein Recht mit fa trägt, auf 
das nationale Leben übertragen. 
Danach ſtellt die Nation einen 
„Verband gleichdenkender und 
gleichredender Perſonen“ ohne 
Bindung an die Scholle dar. 
Dieſes Perſönlichkeitsprinzip er- 


einer Kulturautonomie für die 
Slowenen des Landes? Wenn 
die überwiegende Mehrheit der 
Kärntner Slowenen, fo wird 
mancher fragen, mit den be⸗ 
ſtehenden Zuftänden zufrieden 
iſt, was hat dann noch den 
Landtag veranlaßt, ein derartig 
weitgehendes Geſetz zu ſchaffen d 

Nun iſt Kärnten in einen 


möglicht nun die rechtliche —— 7 ganz eigenartigen Streit hin- 
Exiſtenz der nationalen Minder- . lech > Kanu ur eingezogen worden. Der ſchon 
heiten im fremden Staat. Den 7 be aa Ed erwähnte Bruchteil der unzu⸗ 
zwiſchen der am Gebiet gebun⸗ . “ A1 N friedenen Kärntner Slowenen, 
denen Staatsverwaltung und we oder wenigſtens ihre Führer, be- 
der nationalen Verwaltung der , Felt A haupten, daß die Slowenen 
fremden Minderheit ſich er⸗ 5 U gq Seeland unterdrückt würden, daß fie voll- 
gebenden Widerſtreit ſucht die e N 2 a jf kommen rechtlos feien und fo 
Kulturautonomie zu befeitigen. D gut wie keine einzige ſloweniſche 

Als erſte find die beiden bal- .L.D. * Schule beſäßen. Jenen Teil ihrer 


tiſchen Staaten, Eſtland und £ett- 

land, darangegangen, die volle Kulturautonomie praktiſch zu ver- 
wirklichen. In Eſtland bedeutend weitgehender als in Lettland. 
Nun foll auch im ſüdlichſten Bundesland deutſchöſterreichs, in Kärn- 
ten, der dort lebenden ſloweniſchen Minderheit das Recht der tultu- 
rellen Selbſtverwaltung zugeſtanden werden. Am 14. Juli d. J. 
wurde dem Kärntner Landtag ein von allen Parteien unterzeichneter 
Geſetzentwurf 1 8 der — obwohl es ſich vorläufig nur um 
einen Entwurf eines Autonomiegeſetzes handelt und im Herbſt noch 
eingehende Behandlung und Verhandlungen erfordern wird — doch 
für das geſamte Grenz- und Auslandsdeutſchtum, insbeſondere für 
das Deutſchtum im ſüdſlawiſchen Staate, von ausſchlaggebender Be- 
deutung ift. 

Bei einer Geſamtbevölkerung von etwa 552 000 Einwohner zählt 
Kärnten 57 223 Bewohner mit 
ſloweniſcher Sprachzugehörigkeit, die 
vor allem ſüdlich der Drau 
in der ſogenannten erſten Abſtim⸗ 
mungszone wohnen. Don dieſen Slo- 
wenen haben bei der auf Grund des 
Staatsvertrages von Saint-Germain 
am 10. Oktober 1920 ſtattgefundenen 
Volksabſtimmung etwa 45 v. Ñ. für 
Deutſchöſterreich geſtimmt, dadurch 
mit der in dieſem Gebiet wohnenden 
deutſchen Bevölkerung eine Mehrheit 
von 68,6 v. für Deutſchöſterreich 
herbeigeführt. Bei den am 24. April 
d. J. erfolgten Nationalrats- und 
Landtagswahlen haben in Kärnten 


Hof des Landhauſes, Klagenfurt 
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Volksgenoſſen aber, der mit den 
Deutſchen des Landes in Frieden und Eintracht lebt, erkennen 
ſie nicht als vollwertige Slowenen an. Damit iſt auch geſagt, 
daß fih nur jener Teil der Slowenen Kärntens als die Minder⸗ 
heit betrachtet und nur ſeine Forderungen gelten laſſen will, 
während der andere Teil als „Deutſchtümler“ verrufen wird. Dom 
deutſchöſterreichiſchen und Kärntner Geſichtspunkt könnte man fid 
mit dieſen Derhältniffen leicht abfinden. Die Mehrheit der ſlowe⸗ 
niſchen Minderheit iſt mit dem gegebenen Zuftand zufrieden, und 
darauf kommt es ſchließlich in einem Staatsleben ja an. 

Stellt man ſich aber nun auf den Standpunkt des geſamten 
Deutſchtums, ſo ergibt ſich ein weſentlich anderes Bild. Die mit 
den Derhältnifjen in Kärnten unzufriedenen Slowenen haben in Siid- 
ſlawien eine lebhafte Agitation entfaltet, die die Lage der Slowenen 
Kärntens als möglichſt ſchlecht hinzuſtellen bemüht iſt. Dies hat 
ur Folge, daß 572 nicht unbeträchtlicher Teil, vor allem wieder der 
loweniſchen f. 
entlichkeit, feft da · 
von 


berzeugt iſt, 
daß in enter 
ihre Stammesge- 
noſſen unterdrückt 
4 Ab 125 
avon, da ich 
daraus da und dort 
auch Rückwirkun⸗ 
gen auf das Der- 
hältnis zwiſchen 


Siehe „Heimat- 
dienſt“, 2. Weihen 1927. 


Ruine Künburg mit Hobratſch 


Der Heimatdienft 


Deutſchöſterreich 
und Südſlawien er- 
geben, hat unter 
dieſer timmung 
vor allem die 
deutſche Minder- 
heit Südſlawiens 
ſtändig zu leiden. 
Bier benutzt man 
immer wieder die 
angeblich in Kärn- 
ten herrſchende 
Unterdrückung der 
Slowenen als 
Vorwand, um den 
Deutſchen in Sid- 
ſlawien die ihnen durch Vertrag gewährleiſteten Rechte vorzuent⸗ 
halten. Erſt im vorigen Jahre iſt es aus dem Grunde zu einer 
ſcharfen öffentlichen Auseinanderſetzung zwiſchen dem damaligen 
deutſchöſterreichiſchen Bundeskanzler Dr. Ramek und dem fid- 
flawifhen Miniſter Pribicevic gekommen. 


II. 


Da greift nun der Kärntner Autonomiegeſetzentwurf groß⸗ 
zügig und entſchloſſen ein. Er will nicht nur die beſonderen Wünſche 
der unzufriedenen Gruppe = 
der Kärtner Slowenen cer- 
füllen, ſondern in dem Der- 
hältnis zwiſchen Deutſch⸗ 
öfterreih und Südflawien 
für die Deutſchen des letz⸗ 
teren Staates ein Forum 
ermöglichen, das keine Zwei ⸗ 
deutigkeiten mehr zuläßt. 
Hatte doch der Miniſter 
Pribicevic am 14 März 
dieſes Jahres dem deutſchen 
Abgeordneten Südflawiens, F 
Dr. Kraft, erklärt: „Alles das, was wir für unfere Leute in anderen 
Staaten fordern, ſind wir ſtets bereit, auch den nationalen Minder 
heiten bei uns zu geben. Die Konvention über den Minderheiten- 
ſchutz wird bei uns bis zum äußerſten durchgeführt werden, aber 
auf der Grundlage der Reziprozität.“ 

Nach dem Geſetzentwurf follen nun die Kärtner Landesbürger 
ſloweniſcher Nationalität, die am 1. Januar 1927 das 20. Lebens. 
jahr erreicht haben, wahlberechtigt find und fih in das ſloweniſche 
Volksbuch (nationaler Katafter) eintragen laffen, eine Gemeinſchaft 
öffentlich-rechtlicher Art bilden, die ihre nationalen und kulturellen 
Angelegenheiten ſelbſt verwaltet. Die Verwaltungskörper find der 
Doltsrat und die ſloweniſchen Schulgemeinden. Der Volksrat wird 
von den zur Landtagswahl berechtigten Mitgliedern der ſloweniſchen 
Volksgemeinſchaft nach den Grundſätzen der Landtagswahlordnung 
auf vier Jahre gewählt. Er beſteht aus 12 Mitgliedern, die ſich als 
Dollzugsorgan einen Vorſtand und vier Mitglieder auf ein Jahr 
wählen. Der Volksrat hat Rechtsperſönlichkeit. Er iſt berechtigt: 
die kulturellen Geſamtintereſſen der Volksgemeinſchakt innerhalb der 
durch das Geſetz gezogenen Grenzen wahrzunehmen und zu ver⸗ 
treten; in die Schulbehörden Vertreter zu entſenden; den Haushalt 
der Volksgemeinſchaft einſchließlich der Erſtellung des Gemeinſchafts⸗ 
voranſchlages und der Verfügung über die der Dolksgemeinſchaft in 
ihrer Geſamtheit zufließenden Einnahmen zu führen; unter Beob- 
achtung der geſetzlichen Beſtimmungen die Einhebung von Gemein- 
ſchaftsbeiträgen für kulturelle Zwecke zu beſchließen; Sammlungen 
für die kulturellen Zwecke der Volksgemeinſchaft zu veranſtalten uſw. 
Seine Angeſtellten müſſen deutſchöſterreichiſche Bundesbürger ſein. 


Die flowenifche Volksgemeinſchaft ift berechtigt: Anſtalten zur 
Förderung des kulturellen Lebens und der ſozialen Fürſorge der 
Doltsgemeinfcaft, ſoweit fie über die öffentliche Fürſorge hinaus- 
geht, zu errichten und zu verwalten; jede Art von Erziehungs- und 
Unterrichtsanſtalten mit ſloweniſcher Unterrichtsſprache zu errichten 
und zu verwalten; Sammlungen von freiwilligen Spenden zur Förde ⸗ 
rung ihrer Aufgaben zu veranſtalten und im Bedarfsfalle Gemein- 
ſchaftsbeiträge einzugeben. Von den Mitteln, die vom Lande im 
Haushaltsplan privaten Bildungszwecken und Wohlfahrtseinrichtun⸗ 
gen bewilligt werden, fließt der ſloweniſchen Volksgemeinſchaft der 
entſprechende Teil zu. Die oberſte Grenze aller Leiſtungen des 
Landes iſt das Verhältnis der direkten Leiſtungen ihrer Mitglieder 
zu dem der übrigen Steuerträger des Landes. 


Der ſloweniſche Volksrat kann in Kärnten Schulen errichten, 
wenn er die Eröffnung drei Monate vorher anzeigt, den Standort 
der Schule, Zweck, Gattung und Einrichtung derſelben bekanntgibt 
und den Nachweis liefert, daß die Lehrkräfte öſterreichiſche Bundes ⸗ 


Bauergafthaus Eberſtein 


N i iis 


Bleiburg mit Petzen 


bürger, in ſittlicher und ſtaatsbürgerlicher Hinſicht unbeſcholten 
find und in wiſſenſchaftlicher Beziehung die gleiche Befähigung auf- 
weiſen, die von einem Lehrer an einer gleichartigen deutſchen Schule 
gefordert werden. Von der Bedingung der öſterreichiſchen Bundes⸗ 
bürgerſchaft kann der Landeshauptmann in beſonderen Fällen ab- 
ſehen. Die vom flowenifchen Dolfsrat errichteten Schulen find öffent- 
liche Anſtalten, ihr Beſuch gilt als Erfüllung der allgemeinen Shul- 
pflicht. Die Geſamtheit der im Sprengel einer ſloweniſchen Dolfs- 
ſchule wohnhaften Gemeindemitglieder bildet eine Schulgemeinde 
und wählt einen Grtsſchulrat, der die gleichen Rechte und Pflichten 
hat, wie die anderen Ortsſchulräte. Den Aufwand für das Dienſt⸗ 
einkommen der Lehrkräfte trägt das Land Kärnten. 


Als notwendig gelten Schulen, die von mehr als 40 ſchul⸗ 
pflichtigen Kindern der Volksgemeinſchaft beſucht werden, wobei die 
im Keichsvolksſchulgeſetz vorgeſehene Vier - Kilometer - Entfernung 
zwiſchen den Schulen zu entfallen hat. Die Ortsgemeinden, aus 
deren Gebiet Kinder eine ſolche Schule beſuchen, leiſten zu den 
Moſten des ſachlichen Schulerforderniſſes für jedes Kind den gleichen 
Beitrag, der für Schüler der allgemeinen Volksſchule desſelben Ge- 
bietes zu zahlen iſt. Die Lehrer werden vom Volksrat vorgeſchlagen. 
Ihre Ernennung erfolgt durch die Landesregierung. In der Difzi- 
plinarkommiſſion für Lehrer haben Vertreter des Volksrats Sitz und 
Stimme. Dem Volksrat bleibt die Verwaltung, Leitung und unmit⸗ 
telbare Beaufſichtigung feiner Schulen vorbehalten. Er kann hierzu 
einen Fachmann anſtellen, zu deſſen Beſoldung der Staat einen Bei- 
trag leiſtet. Die Gberaufſicht über das geſamte floweniſche Schul- 
weſen ſteht dem Staat zu, der ſie durch ſeine geſetzlich beſtimmten 
Organe ausübt. Der Beſtand der öffentlichen Volksſchulen in Kärn⸗ 
ten, auch der utraquiſtiſchen mit deutſchem und flowenifchem Unter⸗ 
richt wird durch die Einführung der Selbſtverwaltung nicht berührt. 


Der Dolfsrat ift zur öffentlichen Rechnungslegung verpflichtet. 
Er hat ſeine Beſchlüſſe binnen einer Woche der Landesregierung zur 
Kenntnis zu bringen. Alle auf Grund dieſes Geſetzes errichteten 
ſloweniſchen Selbſtverwaltungskörper und Anſtalten gebrauchen in 
ihrer inneren Tätigkeit ihre eigene Sprache nach Belieben. Urkunden 
ſind auch in deutſcher Sprache abzufaſſen. 


III. 


Mit dieſem Geſetz gibt Kärnten mit einem nicht unbeträcht⸗ 
lichen und bei ſeiner Armut ſchwer ins Gewicht fallenden Aufwand 
an Mitteln einer an Fahl und wirtſchaftlichen Werten geringen 
Minderheit Freiheiten, wie fie kaum eine zweite in Europa noch 
beſitzt. Sie ſind weitgehender, als die der Deutſchen in Eſtland 
— ein eingehender Vergleich mit dem eſtländiſchen Autonomiegeſetz 
fei hier vorbehalten — was ſchon aus den Tatſachen hervorgeht, 
daß das Land Kärnten mit dem Selbſtverwaltungsgeſetz auch 
materielle Verpflichtungen auf ſich nimmt, die die wirtſchaftlich 
ſchwache Minderheit zu leiſten kaum in der Lage ift, daß die An⸗ 
ſtellung von Lehrern, die nicht deutſchöſterreichiſche Bundesbürger 
ſind, unter Umſtänden ermöglicht wird, uſw. 


Deutſchöſterreich hat mit dieſem Schritt aller Welt offenſichtlich 
gemacht, daß es willens iſt, das Problem ſeiner an Fahl doch nur 
unbedeutenden Minderheiten 
in loyalſter Weiſe zu löſen. Es 
ſchafft damit ein für allemal 
einen Gegenſatz zwiſchen ihm 
und dem ſüdflawiſchen Staat 
aus der Welt, an dem es nun 
liegt, die Lage ſeiner deutſchen 
Minderheit, die hier an Fahl 
das etwa Swanzigfache gegen- 
über der Fahl der Slowenen 
in Kärnten ausmacht, in 
gleichem Sinne einer befriedi⸗ 
genden Köfung a 


Hindenburg- 
Spende! 


Annahmestfellen bei sämtlichen 


Posfämtern, Eisenbahnschalfern, 
Banken, Sparkassen usw. 
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Der Heimatdienft 


Die Deutſchen in der Glowakei und in Karpaiho⸗Rußland. 


Don Eugen Levin⸗Dorſch. 


Gewöhnlich denkt man, wenn man von den Deutſchen in der 
Tſchechoſlowakei ſpricht, nur an diejenigen, welche die Sudeten- 
länder, d. h. den einſtmals zu Gſterreich gehörenden Weſten der 

ie i Republif—Böhmen, 

155 5 Mähren und Tſche · 
$ chiſch⸗Schleſien be 
wohnen. Man ver⸗ 
gißt oder weiß nicht, 
daß es auch in der 
öſtlichen Hälfte — 
in der Slowakei und 
in Karpatho. Ruf- 
land, dem ehem. 
Oberungarn-deut⸗ 
ſche Siedlungen gibt. 
Dieſes Gebiet, von 
dem nordweſtlichen 
Teil des Karpathen- 
bogens umſchloſſen und von den Sudetenländern durch die Beskiden, die 
Kleinen und Weißen Karpathen, geſchieden, iſt bis auf einen ſchmalen 
Grenzſtreifen im Süden ausgeſprochenes Bergland. Hochauf ragt der ge» 
waltige Gebirgsſtock der Tatra, an die fich ſüdlich die Fatra und das Slowa- 
kiſche Erzgebirge, oſtwärts die Waldkarpathen anſchließen. Ein buntes 
völkergemiſch e kleinen Gruppen von Deutſchen vorallem 
die weßtſlawiſchen Slowaken; dann oſtſlawiſche Kleinruſſen (Ruthenen 
oder Huzulen), die dem öſt⸗ 
lichen Zipfel des Territoriums 
den Namen  Karpatho - Ruß- 
land gegeben haben; Magyaren 
am Südrand; Juden beſonders 
zahlreich im Oſten der Slowakei 
und in Karpatho⸗-Rußland; und, 


Glockenturm und kath. Kirche in Kesmark 


nicht zu vergeſſen, Zigeuner. 
In dieſes Dölkergemiſch find 
die deutſchen Siedlungen als 


große und kleine Inſeln hinein- 
geſprengt. 

Zunächſt ein paar Zahlen. 
Nach der amtlichen Zählung von 
hatte die Slowakei ins- 

rund drei Millionen 
Einwohner. Davon waren etwa 
140 000, d. h. etwas mehr als 
4 v. H., Deutſche. Karpatho- 
Rußland mit 605 000 Einwohnern 
zählte rund 10 000, d. h. 1,5 v. H. 
Deutſche. 

Diefe 150 000 Karpathen- 
Deutſche leben bis auf eine einzige È 
Gruppe feit langer Zeit faſt ohne jede Verbindung mit dem weſt⸗ 
lichen Deutſchtum. Erſt in allerletzter Zeit, nach dem Ende des 
weltkrieges und der Entſtehung des tſchechoſlowakiſchen Staates, 
haben ſich die Deutſchen in Böhmen für die verſprengten Brüder im 
Oſten zu intereſſieren begonnen. Als ein Zeichen diefer erwachenden 
Teilnahme erſchien im Jahre 1926 auf Grund einer Studienreiſe 
ſudetendeutſcher Akademiker eine Sammelſchrift: „Die Deutſchen in 
der Slowakei und in Karpatho-Ruß land“, herausgegeben von dem 
Prager Privatdozenten Eduard Winter (Münſter i. W.), der damit 
eine inhaltsvolle Publikation veröffentlicht hat. 

t * 2 . 

Es handelt fih um vier deutſche Siedlungsbezirke. 

Der erſte umfaßt Preßburg und ſeine Umgebung. Preßburg, 
einſt ungariſche Krönungsſtadt, ift jetzt Hauptſtadt der Slowakei 
und Sitz des flowakiſchen Miniſteriums. Die Deutſchen, die als 


Nathaus in Kesmark 


ſchen Inſeln in Karpa- 


Fiſcher, Häusler, Arbeiter und vor allem als leidlich begüterte 
Weinbauern die Stadt und die benachbarte Landſchaft bewohnen — 
es werden ihrer 60 000 gezählt — ſtehen feit alters mit dem benach- 
barten und ſtammverwandten, öſterreichiſchen und burgenländiſchen 
Deutſchtum in Fühlung. Dieſes Gebiet iſt alſo im Unterſchied zu 
den übrigen drei kein iſolierter Bezirk. 


Der zweite ift im flowafifchen Erzgebirge gelegen, am Oberlauf 
der Neutra, mit rund 48000 Deutſchen katholiſcher Konfeſſion. 
Kremnitz, im Mittelalter durch feinen Goldbergbau und durch eine 
Niederlaſſung der Fugger berühmt und noch heute Münzprägungs⸗ 
ſtätte der Republik, ift der Hauptort dieſes Gebietes. Seitdem jedoch 
der einſtmals jo bedeutende Bergbau, ausſchließlich von deutſchen Berg- 
leuten betrieben, ſo gut wie ganz erſtorben iſt, lebt die Bevölkerung 
in ſchwieriger Lage. Der ſteinige Boden des Landes, beſonders in 
der Gegend von Hochwies und Kriderhäu, ermöglicht eine nur kärg⸗ 
liche Landwirtſchakft. In der Umgebung von Deutſch⸗Proben wird 
jetzt erfolgreich etwas Obſtkultur betrieben. Infolge des Mangels 
an Arbeitsmöglichkeiten findet hier ebenſo wie im dritten Siedlungs⸗ 
bezirk eine beträchtliche Auswanderung nach Amerika ſtatt. 


Dieſer dritte, bekannteſte deutſche Bezirk der Slowakei iſt die 

Sips, die Landſchaft am Oftabhang der Hohen Tatra. Er zerfällt in 
zwei Teile: die Oberzips mit dem Poprad- und Hernadtal und, 
weiter öſtlich, der Gründner Boden. Insgeſamt 40 000 Deutſche, 
etwas mehr als die Hälfte proteſtantiſchen Glaubens, leben in den 
Sipſer Städten und Dörfern, die in ihren Namen und in ihrer reiz⸗ 
vollen Architektur die Erinnerung an ihren deutſchen Urſprung wie 
an ihre alte und hohe Kultur feſthalten: Leutſchau, Kirchdrauf, Kes- 
mark, Deutſchendorf in der Öberzips, Göllnitz, Schmöllnitz, Stoß 
und metzenſeifen im Gründner Boden find die bekannteſten Ort- 
ſchaften. In der Gberzips ſind die Deutſchen zumeiſt Bauern; in 
der Tatra findet man ſogar noch die uralten Inſtitutionen des Ge- 
meindewaldes und der — 
Almende. Im Tale des 
Hernades, eines Neben- 
fluſſes des Theiß, wer⸗ 
den Eifen- und Kupfer- 
erze gewonnen. Der 
Gründner Boden war ehe- 
mals eine Stätte blühen ⸗ 
den Bergbaus auf Edel- 
metalle. Göllnitz und 
Schmöllnitz genoſſen im 
Mittelalter gleich Krem- 
nit als fgl. ungarifche 
Bergſtädte viele privi- 
legien und Freiheiten. 

Zuletzt die deut- 


tho-Rußland, mitten im 
kleinruſſiſchen Sied- 
lungsgebiet. Acht ſchwä⸗ 
biſche Dörfer liegen in der 
Nähe der alten Stadt 
Munkacz, berühmt durch 
ihre kampfumtobte 
Burg, in der der grie⸗ 
chiſche Freiheitskämpfer 
Alexander pfilanti 
als öſterreichiſcher Gefangener ſaß; bekannt auch als Seburtsſtätte 
des ungariſchen Hiſtorienmalers Muntaczy. Die Kolonijten find 
Nachkommen Fatholifcher Schwarzwaldbauern. Dann zwei deutſche 
Dörfer: Königsfeld und Deutſch⸗Mokra, hoch oben im Tale der 
Tereſchwa, im Quellgebiete der Theiß, mitten in der wilden, faſt 
unzugänglichen Landſchaft der Waldkarpathen ganz vereinſamt ge- 
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legen. Ihre Bewohner find ober- 
öſterreichiſcher Herkunft, aus dem 
Salzkammergut. Dazu noch eine 
deutſche Arbeiterſiedlung von 500 
Seelen bei der Stadt Huſte in der 
Ebene, hart an der ungariſchen 
und nicht weit von der rumäni⸗ 
ſchen Grenze entfernt. 
* 


* 

Die Geſchichte der deutſchen 
Koloniſation in der Slowakei und 
in Karpotho-Ruß land ift buntfar⸗ 
big und vielſträhnig; fie reicht in 
frühe Seiten zurück und ſchließt 
erſt mit dem 19. Jahrhundert ab. 
Gerade jene zuletzt erwähnten Ortſchaften in Karpatho-Rußland 
find ſpät entſtanden: im 17. Jahrhundert ließ die Beherrſcherin des 
Landes, Helene Friny, deutſche Maurer und Söldner kommen, um 
ihre Burg Palanok bei Munkacz auszubauen und zu ſchützen. Ein 
Teil von ihnen ließ ſich dauernd dort nieder. Größeren Umfang 
nahmen die deutſchen Siedlungen in Karpatho-Rußland erft an, nach⸗ 
dem der große und gefährliche Gegner der Habsburger, Franz Ra- 
koczy, Fürſt von Siebenbürgen, bei Trentſchin beſiegt worden und ſein 
gewaltiger oberungariſcher Beſitz durch den Frieden don Szatmar (1716) 
in die Hände des öſterreichiſchen Staates gelangt war. Die Grafen 
Schönborn, denen Teile dieſes Gebietes übertragen wurden und noch 
heute gehören, ſiedelten Schwarzwaldbauern an dem fruchtbaren, ge⸗ 
treide- und weinreichen Abhang der Waldkarpathen an. Später holte 
Maria Thereſia Salzburger nach Mokra und Königsfeld zur Ausbeu- 
tung der dort gelegenen Salzlager. 5 

Nach Stillegung diefer Betriebe wurden die deutſchen Kolos 
niſten Holzfäller, Flößer und Bergbauern; fie haben ihre heimiſche 
Weide- und Almwirtſchaft in jene ferne Gegend verpflanzt. 
Joſef II., der Monarch der öſterreichiſchen Aufklärung, gründete 
die Arbeiterkolonie in Huſte; und 
noch im 19. Jahrhundert, zuletzt 
im Beginn der ſiebziger Jahre, 
rief ein Graf Schönborn deutſche 
Anſiedler in die Gegend von 
Munkacz. 

Ungleich älter ſind die deut- 
ſchen Niederlaſſungen in der Slo- 
wakei. Einige Geſchichtsforſcher 
halten fogar die Deutſchen im Be- 
zirke von Uremnitz für autod 
thon; fie follen fih auf vers 
fprengte Reſte der germani- g 
ſchen Quaden zurückführen laffen, die in den Stürmen der Dölfer- 
wanderung hierhin kamen. Sicher iſt, daß deutſche und flan« 
driſche Kaufleute ſchon im 9. u. 10. Jahrhundert die Slowakei durch⸗ 
ogen. Aber die eigentliche deutſche Koloniſation in größerem Mah- 
fab wird erſt im 12. und 15. Jahrhundert in Angriff genommen, 
und zwar von Königen aus dem Haufe der Arpaden, der älteſten 
ungariſchen Dynaſtie. Unter Geza II. (1141—1161), einem Sohne 
des geblendeten Bela, wandern Scharen von Rheinfranken vom Mit- 
tel- und Niederrhein als Bauern und Bergleute in die Gberzips. 
Auch ſein Enkel Andreas der Kreuzfahrer (1205—1235) begünſtigte 
auf Veranlaſſung feiner Gemahlin Gertrud von Meranien gegen den 
Willen des einheimiſchen Adels die deutſche Koloniſation. Dor allem 
aber förderte deffen Nachfolger Bela IV. (1235—1270) die deutſche 
Siedlungsarbeit in der Fips, die während feiner Regierung durch den 
großen Mongoleneinfall (1242) faſt zerſtört und ſpäter wieder auf- 
gebaut wurde. Es wurden damals auf Grund eines königlichen 
Patentes (1245) die 24, ſpäter zu einem Bunde vereinigten Hipſer 
Städte gegründet, in denen ſich das Handwerk kräftig entfaltete. 
Stephan V. (1270—72) fette ihre 
Pflichten und Rechte feft: eigene 
Gerichtsbarkeit, freie Pfarrerwahl, 
freies Siedlungsrecht und Recht 
zum Bergbau. Auch der Gründer 
Boden wurde bereits unter 

von Deutſchen be⸗ 
Die urwaldhafte Land- 
ſchaft am Oſtabhang der Hohen 
Tatra wurde gerodet. Ortſchaft 
auf Grtſchaft blühte hervor, vor 
allem Leutſchau und Kesmark, 
und die Metallſchätze des Bodens 
wurden zutage gefördert, wie⸗ 
wohl gerade dieſes Gebiet in der 
letzten Feit der Arpaden von zahl- 
reichen blutigen Kämpfen durch⸗ 
tobt wurde. 

Auch die zweite- ungariſche Dy- 
naſtie der Angiovinen, vor allem 
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Ludwig I., der Große (1342 bis 
1582) förderte die deutſchen Nieder ⸗ 
laſſungen wirkſam. Unter ihm 
ſtellte im Jahre 1570 der Zipfer 
Städtebund feine innere Organiſa⸗ 
tion feft. „Hab wir die gnade“, fo 
beginnt die Fipſer Satzung, „und 
das Recht vonn allen königen von 
an eren von anbeginen, das uns 

zipſſer kein mana oder nimanth 
umb keinerlei ſach tzu hoffe hat 
zu laden, ſonder er ſoll ein recht 
ſuchen vor des königs graffe, der 
burgraff tft in dem Czipps.“ Da- 
mals wurde Kremnitz das bedeu- 
tendſte Goldbergwerk in Europa, 
in der Zips blühte deutſche Gold- 
ſchmiedekunſt. Leutſchau war Sitz 
der ſelbſtgewählten Richter ‚und 
Grafen. Schon der erſte Angiovine, 
Karl I. (1295—1342) hatte in jei- 
nen Kämpfen mit dem Feudaladel 
der Slowakei die deutſchen Städte begünſtigt und ihre alten Privi- 
legien erneuert. Schmöllnitz und Göllnitz wurden durch ihn in den 
Rang königlicher Bergſtädte erhoben. 

Jedoch in der nachfolgenden Zeit, nach dem Ausſterben des 
angioviniſchen Haufes, wurden die deutſchen Ortſchaften in lange 
wierigen Fehden mit dem Adel allmählich um ihre Selbſtändigkeit 
und ihren Wohlſtand gebracht. Die Fürſten verloren die Macht, die 
Städte zu ſchützen. Der Schwiegerfohn Ludwigs des Großen, Siegis- 
mund von Brandenburg und Ungarn (1387—1433), derſelbe, unter 
deffen Regierung die Mark an das Haus Hohenzollern kam, mußte 
im Jahre 1455 im Frieden von Lublau 15 deutſche Städte der Fips 
an Polen verpfänden. Unter feinen Nachfolgern: matthias Cor- 
vinus, den Jagiellonen Ungarns und zuletzt den Habsburgern wurde 
die Slowakei zum Schauplatz verheerender und unaufhörlicher Kriege: 
befonders Kriege um die dynaftifche Nachfolge in Ungarn; die 
Huſſitenkriege ſpielten bis hierher hinüber; nach der Reformation 
kamen die Religionskriege, in denen fih der kalviniſche Adel mit den 
katholiſchen Habsburgern raufte, während die lutheriſchen deutſchen 
Städter der Fips die Rechnung dafür beglichen. die Namen 
Johann Japolya, ſpäter Gabriel Bethlen, Tökley und Rakoſzy bes 
zeichnen das leidvolle Schickſal der Slowakei im Beginn der neuen 
Seit. Und dann verheerten vor allem die Türkenkriege das Fand. 
Immer ſtärker wurden das Deutſchtum und die deutſche Kultur in der 
Slowakei geſchwächt und erniedrigt. Gleichwohl heißt es noch in 
dem Artikel eines ungariſchen Landtagsabſchluſſes aus dem Jahre 
1608: „Civitatum incolae pro maiore parte ex germanica constent 
natione. 


Tracht aus Oeutſch-Litta 


* * 
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Erſt nach Abſchluß dieſer äußerſt unruhigen und wilden Epoche 
beginnt eine neue deutſche Kolonifation, durch die Wiener Regie- 
rung in die Wege geleitet; es entſtehen jene oben erwähnten Dörfer 
in Karpatho-Rupland. 

Die amtlichen Zählungen ſeit dem Jahre 1880 laſſen deutlich 
einen abſoluten Rückgang des Deutſchtums in OGberungarn erkennen. 
Es gab: 

1880: 


225504 = 11% : 
toi eers e e in 
1919: 145589 = 487% 3 


Als Urſachen diefes Rüdganges geben gutunterrichtete Kenner 
des Landes unter anderem an: ein mitunter ſpärlich entwickeltes 
Volksbewußtſein der deutſchen Bewohner, ferner ihre Neigung, fich 
ſprachlich der magyarifchen oder ſlowakiſchen Umgebung anzupaſſen, 
wodurch früher ihre Magpariſierung und jetzt ihre Slowakiſierung 
gefördert wird; ſodann die ſchwachen Verkehrsverbindungen des ober- 
ungariſchen Deutſchtums mit den Sudetenländern, und nicht zuletzt 
die Beſchränkung der Kinderzahl beſonders bei der beffer ſituierten 
proteſtantiſchen Bevölkerung der Zips. 

Immerhin muß geſagt werden, 
daß das deutſche Schulweſen in 
der Slowakei, das durch die Magya⸗ 
riſierungspolitik der ungariſchen Re⸗ 
gierung bereits faſt ganz an die 
Wand gedrückt war, ſich in dem 
neuen tſchechoſlowakiſchen Staate er⸗ 
heblich entwickelt hat. Jählte man 
im Jahre 1920 109 deutſche Volks- 
ſchulen, ſo drei Jahre ſpäter bereits 
116. 86 Orte der Slowakei haben 
deutſche Schulen; ſie wurden in 
dem Schuljahre 1923/24 von ins- 
gefamt 17700 deutſchen Schul- 
kindern beſucht. Deutſche ſtaatliche 
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Realgymnafien finden fih in 
Preßburg und Leutſchau, ein 
drittes evangeliſches Gymnaſium 
in Kesmark. Bedauerlich iſt, daß 
es in der Slowakei keine deut⸗ 
ſchen Fachſchulen für Handel, 
Induſtrie und Landwirtſchaft 
gibt; und daß von 111 Bürger- 
ſchulen nur 3 deutſchſprachlich 
find. — In Karpatho-Ruf land 
liegt vorläufig noch das geſamte 
Schulweſen, ſowohl das deutſche 
wie das kleinruſſiſche, völlig dar⸗ 
nieder. Hier fehlt es nicht nur an 
geeigneten Lehrkräften, ſondern 
auch an Schulgebäuden und den nö- 
tigſten Unterrichtseinrichtungen. 


* * 
* 


Die Karpathen-Deutjchen 
entſtammen, wie oben nur an⸗ 
deutend gezeigt werden konnte, 
verſchiedenen Einwanderungsſtrömen und verſchiedenen Stämmen. 
Es läßt ſich daher kein einheitliches Bild ihrer Gebräuche und 
Sitten, Trachten, Bauweiſe und Lebensführung entwerfen. Die 
Mundarten in der Fips, im flowakiſchen Erzgebirge ſtellen ein ober⸗ 
und mitteldeutſches Gemiſch dar. Auch religiös ſind die Deutſchen 
gefpalten. Rund hunderttauſend gehören dem katholiſchen, fünfzig- 
taufend dem proteſtantiſchen Bekenntnis an. Die proteſtantiſchen 
Deutſchen erfreuen ſich zumeiſt eines größeren 
Wohlftandes als ihre katholiſchen Brüder. Aber 
es muß feſtgeſtellt werden, daß der katholiſche 
-Teil Fortſchrite macht und ſteigend im Wachſen 
begriffen iſt. 

Fraglos hat die proteſtantiſche und die 
katholiſche Kirche durch die Pflege des deutſchen 
Kirchenliedes, der deutſchen Predigt und des 
deutſchen Gebetes zur Erhaltung des deutſchen 
Volkstums und der deutſchen Sprache einen er⸗ 
heblichen Beitrag geleiſtet. Auch liegt die Schul» 
bildung in ihren Händen; noch heute find die deutſchen Volksſchulen 
in der Slowakei konfeſſionell. — 

Als ich vor ein paar Jahren als Erzieher und Lehrer in ein 
winziges oſtſlowakiſches Dorf in unmittelbarer Nachbarſchaft von 
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Der Abſchluß des deutfhrjapanifhen 
Handelsvertrages. 


Nach mehr als dreijährigen Verhandlungen, die zuerſt in Berlin, 
dann feit Herbſt 1925 in Tokio geführt wurden, ift der deutſch⸗ 
japaniſche Handelsvertrag am 20. Juli dieſes Jahres in Tokio 
unterzeichnet worden. Damit find die durch den Weltkrieg unter- 
brochenen vertraglichen Beziehungen zwiſchen Deutſchland und Japan 
wiederhergeſtellt. Der Vertrag tritt an die Stelle des Handels- und 
Schiffahrtsvertrages von 1911, dem eine ganze Reihe von Beſtim⸗ 
mungen in dem neuen Vertrage entnommen find. Neu hinzugekom⸗ 
men ſind Beſtimmungen über die Amtsbefugniſſe der konſulariſchen 
Vertretungen beider Länder. 

Nach dem Kriege mußte das deutſche Beſtreben dahin gehen, 
die abgebrochenen Dertragsbeziehungen zu den ehemaligen Feind⸗ 
mächten wiederherzuftellen, um der Entwicklung des deutſchen Außen- 
handels die erforderlichen vertraglichen Sicherungen zu geben. Auf 
der Gegenſeite beſtand bis Januar 1925 ein ſolches Bedürfnis nicht, 
da Deutſchland den Unterzeichnern des Derfailler Vertrages bis zu 
a Seitpunkt einfeitig das Meiſtbegünſtigungsrecht gewähren 
mußte. 

In unſerem Verhältnis zu Japan kamen hierzu noch einige 
weitere Momente, die eine Derhandlungsfreudigkeit auf der japani⸗ 
ſchen Seite zunächſt nicht aufkommen ließen. 

Japans Induſtrie hatte während der Kriegsjahre eine erſtaun⸗ 
liche Entwicklung genommen und die japaniſche Regierung ſuchte 
ſie auf alle Weiſe tatkräftig zu fördern und ſie gegen die ausländiſche 
Konkurrenz zu ſchützen. So erließ Japan im Jahre 1924 ein Ein- 
fuhrverbot auf Farben, von dem nur die deutſchen Farben betroffen 
wurden, deren Wettbewerb die junge japaniſche Farbeninduſtrie nicht 
Feller war. Ferner bemühte ſich die japaniſche Regierung, durch 

ollferhöhungen und andere Maßnahmen den wachſenden Einfuhr 
überſchuß zu bekämpfen. $ 
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Karpatho-Rufßland und dicht an 
der neuen ungariſchen Grenze ver- 
ſchlagen wurde, fand ich gaſtliche 
Aufnahme bei einer Frau aus 
Wagendrüſſel in der Gründener 
Gegend. Sie war an den magy- 
ariſchen Schloſſer des Ortes ver⸗ 
heiratet und lebte mit ihrer Mutter 
zuſammen. Beide Frauen ſprachen 
untereinander nur deutſch, eine 
nicht leicht verſtändliche Mundart. 
Die Alte konnte nicht einmal 
ungariſch radebrechen und fie 
waren froh darüber, daß endlich 
einmal in ihr abgelegenes Dorf 
jemand kam, mit dem ſie wieder, 
wie in vergangenen Jahren, 
richtig deutſch ſprechen konnten. 
Sie beſaßen auch einige deutſche Bücher, meiſt religiöfen In halts 

In den letzten Jahren wurden, wie bereits gejagt, von ſudeten⸗ 
deutſcher Seite ernſthafte Bemühungen unternommen, mit den 
Deutſchen in der Slowakei und in Marpatho-Rußland in wirkſame 
Beziehung zu treten. Im Juni 1926 fand in Mesmark eine deutſche 
land» und forſtwirtſchaftliche Wanderausſtellung ſtatt; und die 
deutſchen Studenten aus der Slowakei und Karpatho-Rufland, die 
jetzt nicht mehr wie einſtmals in Budapeſt ſtudieren und fid} dort 
magpariſteren laffen, haben fih an der deutſchen Univerſität in Prag 
und an den deutſchen techniſchen Bochſchulen in Prag und Brünn 
zu einer Landsgemeinſchaft Fips zuſammengefunden; fie ſuchen 
durch Vorträge und Bibliotheken die karpathen ; 
deutſche Eigenart wirkſam zu pflegen. Wie 
zäh und lebendig dieſes Karpathendeutichtum 
trotz aller äußeren und inneren Schwierigkeiten 
noch immer ift, das zeigt am deutlichſten viel- 
leicht feine Preſſe: in Preßburg, Kesmark und 
Göllnitz erſcheinen im ganzen 11 Zeitungen, Feit- 
ſchriften und periodiſche religiöfe Kalender in 
deutſcher Sprache. 
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u N Sicherlich wird die neu angeknüpfte Der- 


Bären in den 


bindung zwiſchen Sudetendeutſchen und Kar- 
pathendeutſchen das Dolfs- und Kulturbewußt⸗ 
ſein in dieſen wieder erwecken, fie aus ihrer bisherigen Der- 
einſamung reißen und ihnen im Rahmen der tſchechoſlowakiſchen 
Republik als nationaler Minderheit zu einer gedeihlichen Ent- 
wicklung verhelfen. 


Karpathen 


Zur Zeitgeſchichte — 


Trotz des Fehlens eines Handelsvertrages und trotz der protek⸗ 
tioniſtiſchen Maßnahmen Japans konnte die deutſche Ausfuhr nach 
Japan die Friedensausfuhr ſehr raſch erreichen und überſchreiten. 
Die japaniſche Ausfuhr nach Deutſchland, die auch vor dem Kriege 
erheblich hinter der Einfuhr aus Deutſchland zurückgeblieben war, 
blieb der Statiſtik nach verhältnismäßig unbedeutend, jedoch iſt 
dabei zu berückſichtigen, daß in den nachitehenden Ziffern, die aus 
dem japaniſchen Hoheitsgebiet ſtammende, in Deutſchland meiſt über 
Italien eingeführte Rohſeide und das in erheblichen Mengen aus 
dem japaniſchen Pachtgebiet Kwantung in Deutfchland eingeführte 
Soyabohnenöl nicht berückſichtigt find. 


Deutſche Ausfuhr Japaniſche Ausfuhr 


nach Japan nach Deutſchland 
Wert Wert 
in Mill. Km. in 9%) I in Mill. Km. in %*) 

1915 122, | F 26% | 0,4 

1923 165, 2, 13,1 0,2 

1926 236,8 2; 18,5 0,2 
1922 

Jan.-März 458 | 1,8 5,8 0,2 


*) Prozente des Geſamthandels. 


In den Handels vertragsverhandlungen mit Japan, die vom 
Herbſt 1924 bis Sommer 1925 in Berlin geführt und dann nach 
Tokio verlegt wurden, mußte es die Aufgabe der deutſchen Unter⸗ 
händler fein, die volle Meiſtbegünſtigung auf allen Gebieten zu er- 
wirken. Dies iſt auch erreicht worden. Nur auf dem Gebiete der 
deutſchen Farbeneinfuhr ift eine gewiſſe Einſchränkung inſofern zu 
bemerken, als die deutſche J. G. Farbeninduſtrie A.-G., dem japani⸗ 
ſchen Wunſche nach Schutz der eigenen Farbeninduſtrie Rechnung 
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tragend, in einer nach langwierigen Verhandlungen im Auguſt 1926 
zuſtandegekommenen Übereinkunft mit der japaniſchen Regierung 
auf die freie Einfuhr einer beſchränkten Anzahl von Farbſtoffen, die 
bereits in Japan hergeſtellt werden, verzichtet. Hiermit ſchien das 
ſchwierigſte Problem der Verhandlungen gelöft. 

Bei der Weiterführung der Verhandlungen über den eigent- 
lichen Vertrag ergaben fih aber neue Schwierigkeiten aus der Tate 
fache, daß Japan die Gewährung von Dorzugszöllen für eine bes 
grenzte Anzahl ſeiner Exportwaren wünſchte. Deutſcherſeits wurden 
daraufhin ebenfalls Tarifermäßigungen gefordert. Während über den 
Handelsvertrag ſelbſt eine Einigung erzielt werden konnte, zeigte 
fih im gaufe des Sommers 1927, daß die Tarifverhandlungen noch 
längere Zeit in Anſpruch nehmen würden. Es wurde daher verein⸗ 
bart, daß der eigentliche Vertrag vorweg abgeſchloſſen und die Tarif- 
verhandlungen getrennt von ihm weitergeführt werden ſollten. So 
konnte der Handelsvertrag am 20. Juli d. J. in Tokio durch den 
deutſchen Botſchafter Dr. Solf und den japaniſchen Miniſterpräſiden⸗ 
ten Tanaka unterzeichnet werden. 

Der Vertrag ſchließt fih in feinem Aufbau an den früheren 
deutſch⸗japaniſchen Handels und Schiffahrtsvertrag von 1911 an, 
iſt aber durch Beſtimmungen über die Amtsbefugniffe der Konfuln 
ergänzt und mit neueren internationalen Vereinbarungen, wie z. B. 
dem Genfer Abkommen zur Erleichterung der Follförmlichkeiten von 
1925 in Übereinſtimmung gebracht. Die beiderſeitigen Staatsange⸗ 
hörigen find in ihrer rechtlichen Stellung, hinſichtlich der Nieder ⸗ 
laſſung, des Erwerbs von unbeweglichem Vermögen, der Ausübung 
ihrer Berufe, der Beſteuerung uſw. den Angehörigen der meiſtbe⸗ 
günſtigten Nation gleichgeſtellt, in einer Reihe von weiteren Fällen, 
der Verfügung über bewegliches Vermögen, Steuern, Zugang zu den 
Gerichten, den inneren Abgaben und insbeſondere der Schiffahrt 
werden ſie die gleiche Behandlung wie die Inländer ſelbſt genießen. 

Juriſtiſche Perſonen find von allen Swangsanleihen befreit und 
werden in bezug auf Steuern und dergleichen wie die Inländer 
behandelt. E 

Durch die Gewährung der Meiſtbegünſtigung auf dem Gebiete 
der Zölle erhält der deutſche ebenſo wie der japaniſche Handel fühl- 
bare Erleichterungen. Die deutſchen Waren werden in Zukunft in 
Japan die Follſätze des n eee und des japaniſch⸗ 
italienifchen Handelsvertragstarifes genießen. Von beſonderer Be⸗ 
deutung iſt dies für Woll- und Kammgarne, die einen der weſent⸗ 
lichſten deutſchen Ausfuhrartikel nach Japan darſtellen. Außer 
dieſen wäre hier zu nennen der ermäßigte Foll auf Seifen, Parfums, 
Automobile und Wirkmaſchinen. Für Japan fallen bei der Ein- 
fuhr in Deutſchland in erſter Linie zwei Seidenſorten Fuzi, eine 
Art Florettſeide, und Pongee, ein Rohſeidengewebe, ins Gewicht, 
die nach den ſtark ermäßigten Sätzen des neuen deutſch⸗franzöſiſchen 
Vertragstarifs in Deutſchland eingeführt werden können. 

Sind ſo die zahlenmäßig greifbaren Vorteile, die ſich aus dem 
Abſchluß des Vertrages ergeben, nicht gering, ſo wird man die 
weiteren praktiſchen und auch die ideellen Vorteile nicht vergeſſen 
dürfen, die darin liegen, daß es gelungen ift, nach Überwindung 
vieler Schwierigkeiten die durch den Weltkrieg unterbrochenen 
deutſch⸗japaniſchen Handelsbeziehungen wieder auf eine vertragliche 
Grundlage zu ſtellen. Unbekümmert um drohende Ausnahmebeſtim⸗ 
mungen wird ie nunmehr unfer Handel mit Japan weiter ruhig 
entwickeln können, auf den Gebieten der Warengruppen, für die in 
Japan Konventionaltarife beftehen, eröffnen fih für die deutſche 
Induſtrie beſſere und teilweiſe neue Betätigungsfelder. Wichtiger 
faſt noch als dieſe praktiſchen Vorteile erſcheint die Tatſache, daß mit 
dieſem Vertrage in den Beziehungen zwiſchen Deutſchland und 
Japan, deren wiſſenſchaftliche und kulturelle Seite immer bedeu- 
tungsvoll geweſen ift und gerade in der letzten Zeit durch die Grün- 
dung von Inſtituten in Berlin und Tokio, die der wechſelſeitigen 
Kenntnis beider Länder dienen ſollen, eine weitere Vertiefung und 
neue Grundlagen erfahren hat, nunmehr die letzte Lücke geſchloſſen 
worden iſt, die ſeit dem Kriege noch offen geblieben war. 

Daß die Atmoſphäre geſchaffen wurde, aus der allein dieſe neuen 
Grundlagen der deutſch⸗japaniſchen Beziehungen heraus geboren 
werden konnten, iſt nicht zuletzt der Tätigkeit und der Perſönlichkeit 
des deutſchen Botſchafters in Tokio, Dr. Solf, zu danken. 


Das Saargebiet. 


Am 15. und 14. d. Nts. fand die 7. Jahrestagung des Bundes 
der Saarvereine in Würzburg ſtatt. Auf ihr waren wie bei den 
früheren Tagungen die im Keiche lebenden Saarländer und die Ein⸗ 
wohner des Saargebietes vertreten, um die Derhältnifje des Saar- 
gebiets zu diskutieren. Für den, der die Derhältnifje des Saar⸗ 
gebietes kennt, bieten ſolche Tagungen ſachlich meiſt nichts Neues, 
Die Zuftände im Saargebiet find eben leider gar zu eindeutig. Aber 
es iſt außerordentlich erwünſcht, daß in ſolchen regelmäßigen 
Tagungen die Dinge immer wieder von ſachkundiger Seite unter⸗ 
ſucht, in ihrer neueſten Entwicklung klargelegt und der breiteren 
deutſchen Öffentlichkeit vorgehalten werden. das tft denn auch in 
Würzburg wieder mit aller Eindringlichkeit geſchehen. Die dem 


Selbſtbeſtimmungsrecht widerſprechende Regelung der Regierungs- 
verhältniſſe im Saargebiet mit einer Volksvertretung, die entgegen 
jeder Demokratie auf die Regierung keinen Einfluß hat, die fran- 
zöſiſche Kulturpropaganda, die durch wirtſchaftlichen Druck der be- 
kanntlich der franzöſiſchen Regierung gehörenden Bergwerke auf 
ihre Angeſtellten und Arbeiter die Kinder in die franzöſiſche Schule 
zwingen will, die infolge der Trennung von Deutſchland ſchlechte 
Wirtſchaftslage des Saargebiets und vieles andere erfuhren in 
Würzburg, meiſt durch Saarländer aus dem Saargebiet, wie z. B. 
durch den Präfidenten des Landesrats des Saargebietes, eine ein- 
dringliche Beleuchtung. Die am Schluſſe der Tagung mit aller 
Energie formulierte Forderung, daß das Saargebiet die alsbaldige 
Rückkehr zum deutſchen Daterlande verlange, ergab ſich aus all dem 
wie eine Selbſtverſtändlichkeit. 


Ein Jahr weiteren Ausbaues der Konfumvereine. 


Der Jahresbericht des Zentralverbandes deutſcher Konſumvereine, 
der führenden konſumgenoſſenſchaftlichen Zentrale, für 1926 zeigt 
einen neuen Aufſtieg des Konſumgenoſſenſchaftsgedankens. Der Um- 
ſatz aller in dieſer Fentralorganiſation zuſammengefaßten Monſum⸗ 
vereine ſtieg von 616 Mill. Mark im ſogenannten Berichtsjahr 1925 
auf 747 Mill. Mark im Berichtsjahr 1926. Im erſten Vierteljahr 
1927 betrug der Umſatz der Konſumvereine mit mehr als 400 Mit- 
gliedern 206 Mill. Mark gegen 172 Mill. Mark im erſten Viertel 
jahr 1926. 

Der Zentralverband deutſcher Konfumvereine zählt heute 
5196 000 Mitglieder gegen 1692 000 im Jahre 1914, worin ſehr 
deutlich die Ausbreitung der genoſſenſchaftlichen Idee in der 
Kriegs- und Nachkriegszeit zum Ausdruck kommt. Gegenüber 1925 
und 1924 ift allerdings ein kleiner Rückgang der Mitgliederzahl zu 
verzeichnen. Zwei Drittel der Mitglieder gehören den Kreifen 
der Arbeiter und kleinen Angeſtellten an, faſt 6 v. F. der Mit- 
glieder find ſelbſtändige Gewerbetreibende, ebenfalls 6 v. H. ges 
hören der landwirtſchaftlichen Bevölkerung an und faſt 10 v. H. 
gehören zu den freien Berufen und zum Beamtenſtand, die 
übrigen Mitglieder haben keine genaueren Angaben über ihren 
Beruf gemacht. Dieſe Zahlen, die ſich gegenüber 1925 faſt gar nicht, 
gegenüber 1914 nur ein wenig verändert haben, zeigen deutlich, daß 
die Konfumvereine noch immer im weſentlichen Lebensmittel ⸗ 
geſchäfte des kleinen Mannes des Volkes ſind. Auf jedes Mitglied 
entfiel 1926 ein Umſatz von 254 Mark, ſo daß der Stand von 1914 
mit 287 Mark immer noch nicht erreicht iſt, aber gegenüber 1928 mit 
182 Mark ein weſentlicher Fortſchritt erzielt wurde. 

Beſonders bemerkenswert ift das Anwachſen der Kapitalkraft 
der Konſumvereine. Das Kapital fließt den Konſumvereinen ſeitens 
der Mitglieder in Form von Geſchäftsanteilen und in Form von 
Spargeldern zu. Die Geſchäftsanteile ſtiegen gegenüber 1928 um 
faſt 10 auf 29 Mill. Mark und die Spareinlagen von 68 auf 
109 Mill. Mark. Die Höhe der Spareinlagen ift um 30 Mill. Mark 
größer als in der Vorkriegszeit, während die Höhe der Geſchäfts⸗ 
anteile um 4 Mill. Mark zurückbleibt. Die einzelnen Mitglieder 
haben durchſchnittlich 9 Mark an Geſchäftsanteil eingezahlt gegen 
20 Mark in der Vorkriegszeit, jo daß alfo hier der Stand der Dor- 
kriegszeit noch nicht wieder erreicht iſt. Aber das eigene Kapital 
iſt doch ſo ſtark angewachſen, daß die meiſten Vereine nicht nur ihre 
Schulden weitgehend zurückzahlen konnten, ſondern auch größere 
Beträge auf die Banken, und zwar insgeſamt 31 Mill. Mark, 
bringen konnten. Die Konfumvereine 2 allerdings an die Kiefe- 
ranten noch immer ſehr ſtark verſchuldet; die Lieferantenſchulden 
find gegenüber 1914 von 11 auf 34 Mill. Mark geſtiegen gegen 
40 Mill. Mark im Jahre 1925. 

Auch die Unkoſten, mit denen die Konſumvereine arbeiten, ſind 
heute noch höher als in der Vorkriegszeit. Sie belaufen fih auf 
15,8 v. Z. des Geſamtumſatzes gegen 10,6 v. 5, im Jahre 19134. 
Das bedeutet ſogar eine leichte Steigerung des Unkoſtenſatzes 
gegenüber 1925, womit eben beſtätigt wird, daß ein weiterer Ab⸗ 
bau der Unkoſten kaum möglich ift. die Konfumvereine müſſen 
mit relativ hohen Unkoſten arbeiten, da ſie eben unbedingt Tariflöhne 
bezahlen müſſen, da fie Angeſtellte nur ſchwer entlaſſen können und 
da ſie mehr Angeſtellte als früher haben müſſen, denn die bei den 
Konſumereinen kaufenden Schichten können infolge ihrer wirtſchaft⸗ 
lichen Lage heute häufiger als früher und immer nur in kleinen 
Mengen kaufen. Daß die Arbeitsleiſtung des Verkaufsperſonals noch 
nicht der der Vorkriegszeit entſpricht, geht deutlich daraus hervor, 
daß 1926 auf jede in der Güterverteilung beſchäftigte Perſon ein 
Umſatz von 22 407 Mark entfiel, 1914 dagegen von 22 660 Mark, 
wobei ja die Geldentwertung zu berüdfichtigen ift. Die Unkoſten 
dürften ferner deswegen heute größer fein als 1914, weil ſich die 
Konſumvereine nicht nur mit dem Lebensmittelgeſchäft befaſſen, 
ſondern im wachſenden Maße auch mit dem Abſatz anderer Waren, 
wie Möbel, Textilwaren und Hausſtandsartikel, was viel höhere 
Unkoſten und Speſen bedingt als das Lebensmittelgeſchäft. Dieſer 
Funahme der Unkoſten entſpricht ein Rückgang des Reingewinnes. 
Die Summe von Reinertrag, Rabattguthaden und Überweiſungen 
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belief fih im Berichtsjahr 1926 auf 4,5 v. H. des Geſamtumſatzes 
gegen 8,4 v. H. im letzten Vorkriegsjahr. 

Die Konfurrenzbedingungen der Konſumvereine gegenüber dem 
Einzelhandel find ſehr weſentlich dadurch erleichtert, daß die Kon- 
ſumvereine etwa ein Viertel der verkauften Waren in eigenen Be- 
trieben herftellen. Jeder größere Konſumverein hat ja feine eigene 
Bäckerei und Schlächterei. Außerdem verfügt die Zentrale, die 
Großeinkaufsgeſellſchaft (G. E. G.), über 26 Fabriken, die 1926 
Waren im Werte von 45 Mill. Mark herſtellten. In dieſen Fabriken 
werden Zigarren, Zigaretten und andere Rauchwaren, Teigwaren, 
Fiſchwaren, Fleiſchwaren, Gemüſekonſerven, Textilwaren, Zuder- 
waren, Schokolade, Fündhölzer, Holzwaren, chemiſche Artikel u. a. 
hergeſtellt. Außerdem kauft die Großeinkaufsgeſellſchaft die vers 
ſchiedenſten Waren en gros ein, um eben fo den Swiſchenhandel 
auszuſchalten. Die Höhe des Warenumſatzes der G. E. G. belief 
fih 1926 auf 249 Mill. Mark. Die Konfumvereine find planmäßig 
dazu übergegangen, die von den Mitgliedern benötigten Waren in 
eigenen Betrieben ſo gut und ſo billig wie möglich herzuſtellen, ſo 
daß fich hier ein Riefengebilde entwickelt, deffen Bedeutung nicht 
überſchätzt werden kann. Dr. Wilhelm Grotkopp. 


Eine Keichsforſchungsgeſellſchaft für Wirtfhaft- - 


lichkeit im Baus und Wohnungswefen. 

Ein Betrag von 10 Millionen Reichsmark wurde durch ein 
Geſetz vom 2. Juni d. J. dem Reichsarbeitsminifter für Arbeiten und 
Verſuche zur Derbilligung und Verbeſſerung des Wohnungsbaues 
zur Verfügung geſtellt. Im Anſchluß hieran ift eine „Reichs 
forſchungsgeſellſchaft für Wirtſchaftlichkeit im Bau- und Wohnungs- 
weſen e. D.” gegründet worden. Ihre Aufgabe ift es, wirtſchaftliche 
Formen von Bauteilen, Wohnungen und Wohnhäuſern, wirtſchaft⸗ 
liche Verfahren für Geländeerſchließung, Koſtenberechnung, Bauaus- 
führung, überhaupt die höchſte Wirtſchaftlichkeit im Bau- und Woh- 
nungsweſen durch theoretiſche und praktiſche Derfuche zu ermitteln 
und zu verbreiten. Die Organe der Geſellſchaft ſind außer dem 


Die Deutſchen unter der polniſchen Herrſchaft. Don Polonicus, 
1927, Sentralverlag G. m. b. H., Berlin W 55. 29 Seiten. 

Daß das Deutſchtum in Polen unter Furückſetzungen und Ders 
folgungen zu leiden hat, daß eine brutale Entdeutſchungspolitik in 
Polen dahin zielt, Reichsdeutſche wie Deutſche polniſcher Staats- 
angehörigkeit zu entwurzeln und aus dem Lande zu treiben, iſt all⸗ 
gemein bekannt, und mehr als einmal hat fich die deutſche Offent⸗ 
lichkeit mit beſonders kraſſen Vorfällen dieſer Art vor allem aus 
ee beſchäftigt. Gefehlt hat es aber bisher an 
einer zuſammenfaſſenden Darſtellung des Umfangs, der Methoden 
und des Erfolges dieſes verabſcheuungswürdigen Syſtems. Solche 
Lücke füllt die Schrift von Polonicus aus. Nach einleitenden Ab- 
ſchnitten über die rechtliche Lage der Deutfchen in Polen, ihren 
hiftorifchen Urſprung und ihre frühere und jetzige zahlenmäßige 
Stärke wird in in ſich abgeſchloſſenen Einzeldarſtellungen gezeigt, wie 
ein hemmungsloſer polniſcher Chauvinismus in Verwaltung und 
Geſetzgebung, in Schule und Kirche, kurzum auf allen Gebieten des 
ſtaatlichen und kulturellen Lebens gegen die Deutſchen kämpft, und 
die Haupturſache dieſes polniſchen Chauvinismus ſieht der Der- 
faſſer in dem Beſtreben, das Deutſchtum des abgetretenen Gebietes 
nach Möglichkeit auszurotten, für den Fall, daß die Frage der pol⸗ 
niſchen Grenzen noch einmal erörtert wird. Eine objektive, leiden⸗ 
ſchaftsloſe Darftellung und ein umfaſſendes Tatſachenmaterial 
ſchützen die Schrift vor dem Vorwurf der Tendenz oder Agitation. 
Der Derfaſſer will nicht die beſtehende Notlage der Deutſchen in 
Polen politiſch ausbeuten, ſondern durch ſeine Darſtellung zu ihrer 
Beſſerung beitragen, und er kennzeichnet ſelbſt den Zweck ſeiner 
Schrift mit den Worten: „Gelingt es, Polen von ſeinem ſchranken⸗ 
loſen inneren Chauvinismus abzubringen, ſo iſt ein großer Schritt 
auf dem Wege der Entſpannung der deutſch⸗polniſchen Beziehungen, 
der inneren Konfolidierung Polens und der weiteren Befriedung 
Europas getan.“ 


Das Saargebiet im Spiegel der UMarikatur und Satire. Verlag der 
„Saar-Illuſtrierte“, ſatiriſch⸗humoriſtiſches Wochenblatt 
für das Saargebiet. Saarbrücken 1927. 80 S. Preis 20 Fr. 

Zu den Mitteln moderner politiſcher Propaganda gehört auch 
die Karikatur. Gut angewendet, kann fie durchſchlagende Erfolge ers 
zielen. Die Fremdherrſchaft an der Saar fordert zu ſolcher Karikatur 
geradezu heraus. Der obengenannte Saarbrücker Verlag hat es in 
wirkſamer Weiſe verſtanden, die Zuftände an der Saar zu karikieren. 
In rund 150 köſtlichen Karikaturen und beißenden Satiren iſt die 

eſamte politiſche und wirtſchaftliche Geſchichte des Saargebietes 
beit 1920 vom Zeichenftift feſtgehalten. Jeder Freund einer guten 
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Vorſtand, der aus zwei Herren beſteht, und der Mitgliederverſamm⸗ 
lung der Verwaltungsrat und der Sachverſtändigenrat. Der Derwal- 
tungsrat beſteht aus 16 Mitgliedern. Er entſcheidet vor allem dar- 
über, welche Bauvorhaben und Verſuche unterſtützt werden ſollen. 
Der Sachverſtändigenrat beſteht aus 15 Mitgliedern, er iſt von dem 
Verwaltungsrat gutachtlich zu hören. Die Bewilligung der Mittel 
erfolgt auf Antrag der Geſellſchaft durch den Keichsarbeitsminiſter. 
Dieſem ſteht ein Einſpruchsrecht gegen Beſchlüſſe des Verwaltungs- 
rats zu. Eine Bewilligung von Mitteln kommt einmal für wiſſen⸗ 
ſchaftliche Forſchungsarbeiten, Laboratoriumsverſuche und ſonſtige 
dem Geſellſchaftszweck entſprechende praktiſche oder wiſſenſchaftliche 
Verſuche und Arbeiten in Frage, ſowie ferner für Verſuchsbauten 
zur Erforſchung neuer oder nicht 
völlig erprobter Bauweiſen, Konſtruk⸗ 
tionen, Materialien uſw. Bei Unter⸗ 
ſtützung von Bauten ſollen die Mittel 
in der Regel als verzinsliche, künd⸗ 
bare Darlehn gegeben werden. Vor- 
ausſetzung iſt, daß die Finanzierung 
der Bauten im übrigen durch Vor- 
liegen von feſten Fuſagen für Hypo- 
theken, Hauszinsſteuerdarlehen uſw. 
gefichert iſt, und daß ferner das Dor- 
handenfein des erforderlichen Eigen- 
kapitals nachgewieſen wird. Die 
Darlehen ſollen alſo nicht dazu 
dienen, fehlende Finanzierungsmittel 
zu erſetzen. Sie werden nur zur 
Deckung der gerade durch den Verſuch 
entſtehenden beſonderen Kojten ge» 
geben, insbeſondere alſo, falls der 
Bauunternehmer durch Derfuc einer neuen Bauweiſe ein befonderes 
Rifito übernimmt. Die Geſellſchaft ſelbſt darf nach ausdrücklicher 
Vorſchrift der Satzung nicht als Bauherr auftreten. Der Sitz der 
Geſellſchaft ift Berlin W 9, Doßjtr. 18. 


Neues Wappen der Provinz Sachſen 


Satire wird an den Karikaturen dieſes „politiſchen und unpolitiſchen 
Bilderbuches von der deutſchen Saar aus den Jahren 1920—1926" 
feine helle Freude haben. Karl Wolfgang Kling zeichnet als Heraus⸗ 
geber des Werkes, die Zeichnungen ſelbſt ſtammen von den eim- 
heimifchen Saarkünſtlern Otto Seitz, Rudi Sarg, A. Kirchheimer, 
Georg Leupold und W. Neu. 


Der amerikaniſche Journalismus. Don Dr. Emil Dovifat, 
Deutſche Derlags-Anftalt Stuttgart, 256 S., geb. 9 M, 


Dieſes Buch iſt die Frucht einer Studienreiſe des um die Zei- 
tungswiſſenſchaft in Deutſchland hochverdienten Derfafjers nach den 
Vereinigten Staaten. Man muß fagen, daß er es ausgezeichnet 
verſtanden hat, aus der praktiſchen Beobachtung heraus dieſe hiſto⸗ 
riſch⸗ſyſtematiſche Darſtellung des amerikaniſchen Feitungsweſens und 
-betriebes zu entwerfen. Dabei kommen ihm die beiden Eigen- 
ſchaften — die nicht immer miteinander vereint ſind — wiſſenſchaft⸗ 
liche Gründlichkeit und politifches Verſtändnis zugute, 

Er ſchildert zunächſt die geſchichtliche Entwicklung der amerika⸗ 
niſchen Preſſe, der ſogenannten Penny-Preffe wie der Gefinnungs- 
preſſe. Die Typen der bedeutendſten Seitungsgründer, wie Gordon 
Bennet, Garriſon und Greely werden beſonders packend dargeſtellt. 
Dovifat kommt dann zum amerikaniſchen Journalismus der Gegen- 
wart, der beherrfcht wird von der Anbetung der Nachricht und dem 
Betrieb der „Nachrichtenmaſchine“. Hier ſchildert er den ganzen 
Komplex des modernen amerikaniſchen Seitungsweſens nach der ted- 
niſchen, wirtſchaftlichen, organiſatoriſchen und moraliſchen Seite. Der 
Leitartikel, der Stolz des deutſchen Preſſemannes, kann mit wenigen 
Seiten abgetan werden, da er ein Stiefkind des amerikaniſchen 
Journalismus iſt. An ſeine Stelle tritt die Nachricht mit all ihren 
Senſationen, Indiskretionen und Geſchmackloſigkeiten. Die großen 
Seitungskapitäne des modernen Amerika — neben Gordon Bennet, 
Pulitzer und Hearſt — charakteriſiert und kritiſiert er klar und 
treffend. Er kommt zu dem Ergebnis, daß die amerikaniſche Preſſe 
eine Magd der Maſſenpſyche iſt, daß ſie kapituliert hat vor der 
öffentlichen Meinung, indem ſie das bringt, was dieſe will. Zum 
Schluß unterſucht er auch die Frage, ob die deutſche Geſinnungspreſſe 
nicht doch ſchon auf dem Wege einer Amerikaniſierung ſei und warnt 
vor den Gefahren der amerikaniſchen Senſationspreſſe. 

Das Buch iſt die einzige deutſche Darſtellung des amerikaniſchen 
eee und nimmt aus dieſem Grunde einen wichtigen Platz 
n unſerer Zeitungsliteratur ein. Es ift zugleich eine erfreuliche 
literariſche Leiſtung, denn es vereinigt die Vorzüge des lebhaft und 
feſſelnd ſchreibenden Journaliſten mit der Exaktheit und Gründlichkeit 
des wiſſenſchaftlichen Denkers. S. 
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ff. vernickelt, Gußstandarte, Stativmuttern für Hoch- und Queraufnahmen, drehbarer Brillantsucher, 
echter Lederbalgen, Mattscheibe und Mattscheibenrahmen mit Lichtschutzklappe, Ledertragegriff, 
Spezial-Aplanat 1:8, Brennweite 13,5 cm. Vario-Verschluß für Zeit- und Momentaufnahmen bis 
10 Sekunde, 6 Blendeneinstellungen einschl. Drahtauslöser und eine Metallkassette im Karton. 


II. Triebeinstellung,Objektivträger allseitig verstellb., Hoch- u. Tiefstellung m.Mikrometerschraube,Laack- 
Anastigmat Pololyt 1: 6,3, Brennweite 18,5 em, sonst in der Ausführung u. m. demselben Zubehör wie I. 


II. Bessere Ausführung, Standarte aus Leichtmetall, echter Lederbezug, Rahmensucher, Doppel- 
Anastigmat Ennar 1: 6,8, Brennweite 18,5 cm, 8 Metallkassetten in Tasche, sonst wie vor. 


IV. Beste Ausführung mit Steinheil-Anastigmat Actinar 1:4,5, Brennweite 18,5 cm, Ibsor-Verschluß,9 mal 
verstellbar für Zeit und Moment von1 bis / Sekunde, 8 Blendeneinstellungen, sonst Zubehör wie vor. 


Eine Rollfiimkamera 6X 9 


V. Metallgehäuse, Laufschiene und Spreizen vernickelt, Lederbezug, 
Lederbalgen, Ledertragegriff, Brilliantsucher, Pronto -Verschluß 
für Zeit und Momenteinteilung bis ½00 Sekunde, Laack-Anastig- 
mat Pololyt 1:6,3, Brennweite 10 cm, 5 Blendeneinstellungen, 
Stativmuttern für Hoch- und Queraufnahmen einschl. Draht- 
auslöser im Karton. 


VI. Bessere Ausführung, Rahmensucher, Vario-Verschluß für Zeit- 
und Momenteinteilung bis ½ Sek., 6 Blendeneinstellungen, 
V. Meyer-Anastigmat Trioplan 1: 4,5 Brennw. 10,5 cm, sonst VI. 


RM. 38,50 ; Zubehör wie vor. RM. 48,50 


Apparatezubehör und Shotobedarf 


Ledertasche ohne Futter, mit Schloß und Riemen 9x 12 . 1.50 RM. 
Ledertaschen mit Samtfutter, Schloß und Riemen 8.50 und 10.50 RM. 
Ledertasche gefüttert 6X9. . 6.— u. 8.— RM. D. L. D. Spezial-Rollfilme 6x9 i 
Ersatzkassette 0.70 und 0.90 RM. Filmpackkassette 2.50 und 8.— 
Stativ. 8teilig (1,10 m boch). . 690 „ Stativ, 4teilig (1.25 m hoch) . . 8.40 

$ „ (1,80 m hoch). . . 9,90 7 (1,25 m hoch . . . 11.10 
Stativtasche aus Leder oder Segeltuch 8.80 RM, 3.— RM. und 2.80 
Kugelgelenk. . 3.50 1 


Postscheckk.: Berlin 29 798 


Stativkopf, allseitig verstellbar 

Taschenstativ 
k in Ledertasche 

Selbstauslöser 8.7 

= m. Zeiteinst, . . 

Vorsatzlinsen von 


* 


Dr. Vogels Taschenbuch der Photographie, gebd 
Agfa-Handbuch 1.— RM. 
Satrap-Handbuch 8 
Hauff-Handbuch 0.50 


” 
” 


Alle Markenapparate und Bedarfsartikel zu Originalpreisen lieferbar, Prospekte anfordern! Ver 


Stativteller für dt. u. engl. Gewinde 
Belichtungsmesser, Diaphot Sn 

3 Justophot. . . . 
Kopierrahmen 9X12 —. 70 10x15 
Glasschalen . 9X12 — 40 10X15 
Gelbscheiben 


Kodak-Handbuch 
Mimosa-Handbuch 


sand schnellstens gegen Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme. 


” 


DEUTSCHER LICHTBILD-BIENST G. m. b. H. 


BERLIN W35, Potsdamer Straße 41 Telef.: Kurfürst 4956 


Der Heimatdienſt 


Ein neues grundlegendes Buch 
über das Auslandsdeutschtum 


Don deulſchen Parteien 
und Parteiführer 
im Ausland 


Dr. Stik Wertheimer 


251 Seiten 
in geschmackvollem Halbleinenband 
6.60 RM. 


Es ist.oft ein wahrer Heldenkampf, den die 
politischen Vertreter des Auslandsdeutschtums 
führen, jene Männer, die ihre Lebensarbeit an 
die Erhaltung und Pflege des abgegrenzten 
Volksteils außerhalb der Reichsgrenzen setzen: 
die oft erstaunliche Opfer an Gut und Blut 
bringen. 


Sie alle muß die Heimat kennen. Wert- 
heimer, der eminent rührige und kenntnisreiche 
Generalsekretär des Deutschen Auslandsinstituts 
in Stuttgart, schildert in seinem Buch die Per- 
sönlichkeiten; 40 mehr oder weniger umfassende 
biographische Skizzen stecken darin. Er schildert 
ihren Kampf und — erfreulicherweise — oft auch 
ihren Sieg. Darüber hinaus gibt das Buch über 


die Zahl und die Stärke der Deutschen in den 
Parlamenten in den Ländern rings um Deutsch- 


land herum genaueste Auskunft. 


In Wertheimers Buch finden sich 
Tatsachen, so lückenlos und bedeut- 
sam, so zuverlässig und fesselnd, wie 
sie vielleicht in keiner der Schriften 
über das Thema „Auslandsdeuisch- 
um“ der letzten 20Jahre zufinden sind. 


Zentral-Verlag G.m.b.H. 
Berlin W 35, Potsdamer Str. 41 


Dr. Walther Rothschild, Verlagsbuchhandlung 
Berlin -Grunewald 


Handbuch der Politik 


Dritte Auflage in 6 Bänden 


Herausgeber: 


Gerhard Anschütz, Heidelberg / Albrecht Mendelssohn Bar- 
tholdy, Hamburg / Max Lenz, Hamburg / Georg von Schanz, 
Würzburg / Eugen Schiffer, Berlin / Adolf Wach f, Leipzig 


Erster Band: Die Grundlagen der Politik / Zweiter Band: 
Der Weltkrieg / Dritter Band: Die politische Ermeuerung 
Vierter Band: Der wirtschaftliche Wiederaufbau / Fünfter 
Band: Der Weg in die Zukunft / Sechster Band: 
Urkunden zur Politik unserer Zeit bis zum Pakt von Locarno 


Preis jedes Bandes in Großlexikonoktav 
in Halbleinen 24 M., in Ganzleinen 27 M., in Halbleder 82 M. 


Die Zukunft: In einem Sammelwerk, wie es nach solcher Umsicht kaum je 
bereitet worden, in so würdigem Glanze noch nie erstanden ist... 

Nordischer Kurier- Der Besitz des großen Werkes ersetzt 
eine ganze große Spezialbibliothek und bietet eine 
wahre Fülle zuverlässiger, gediegenster Belehrung. Die Anschaffung 
des Werkes, das bleibenden Wert für Jahrzehnte besitzt, kann nur 
auf das wärmste empfohlen werden; es wird sich forterben auf die 
kommenden Generationen. 

Rheinisch-Westjälische Zeitung: Politische Haus bibel für jeden 
deutschen Staatsbürger. 

Berliner Tageblatt: „Standardwork‘“ der deutschen Politik, auf 
das das deutsche Volk mit Stolz blicken kann. 

Leipziger Neueste Nachrichten: Es ist ein Musterwerk, das 
seinesgleichen auf dem politischen Wissenschafsgebiet nicht hat. 


Ausführlicher Prospekt steht zur Verfügung 


bei der herrschenden Geldknappheit Tafelbestecke bei Teil- 
zahlungsversandgeschäften zu kaufen. 


Wir liefern unsere Merco-90-Silber-Bestecke mit 
garantiert 90 gr. Silberauflage in zwölf verschie- 
denen, von Künstlerhand entworfenen Dessins 
unter Ausschaltung des Zwischenhandels direktan 

Í Private. Merco-90-Silber-Bestecke mit 30jähriger 

| schriftlicher Garantie sind Qualitätserzeugnisse 
allerersten Ranges, in jeder Hinsicht vorbildlich 
und eignen sich zu Geschenkzwecken ganz vor- 
züglich. Wir liefern unsere Merco-%-Silber-Be- 
stecke gegen 6 monatliche Ratenzahlungen und 
berechnen Ihnen nicht die fast unerschwinglich 
hohen Preise der Teilzahlungsversandgeschäfte, 
sondern unsere Original-Engrospreise mit einem 
vorläufigen Aufschlag von 10%. Bei pünktiicher 
Einhaltung der Monatsraten können Sie an der 
letzten Rate wieder 7% in Abzug bringen, so daß 
der Gesamtaufschlag auf unsere 


Original-Engrospreise nur 3% 
beträgt. Bedenken Sie diesen Vorteil! 

Unzählige staatlich beglaubigte Dank- u. Anerken- 
nungsschreiben geben Ihnen einen Beweis unserer 


Leistungsfähigkeit, Verlangen Sie sofort reichill. 
Preisliste sowie unverbindliche Mustersendung. 


Mettmanner 
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